Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3602 

(Nachtrag zu IV/266I) 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

IV 5 — 92000 — 5609/65 


Bonn, den 18. Juni 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Bericht der Sachverständigenkommission nach dem Ge- 
setz über eine Untersuchung von Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 

Bezug: Schreiben des Bundesministers für Verkehr vom 29. Ok- 
tober 1964 — Drucksache IV/2661 1. Teil — 


Die Bundesregierung hat nach besonders eingehenden Vor- 
arbeiten der Ressorts in ihrer Sitzung am 16. Juni 1965 die 
Empfehlungen der Sachverständigen für Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden ausführ- 
lich erörtert. Sie hat hierzu einen Beschluß gefaßt, den ich Ihnen 
als Stellungnahme der Bundesregierung zum Bericht der Sach- 
verständigenkommission vom 25. August 1964 übermitteln darf. 

An den Herrn Präsidenten des Bundesrates habe ich ein gleich- 
lautendc^s Schreiben gerichtet. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Bericht der Sachverständigenkommission 

nach dem Gesetz über eine Untersuchung von Maßnahmen zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnise der Gemeinden 


Der Bericht der Sachverständigen-Kommission hat auf der Grund- 
lage der untersuchten Teilprobleme in einer Gesamtkonzeption die 
Maßnahmen aufgezeigt, die zur Verbesserung der Verkehrsverhält- 
nisse der Gemeinden erforderlich sind. Er stimmt in seinen Grund- 
linien mit den Vorstellungen der Bundesregierung über die Behebung 
der Verkehrsnot in den Gemeinden überein. Die Empfehlungen der 
Kommission erstrecken sich über den Bereich der Verkehrspolitik 
hinaus auf die Gebiete der Raumordnung und Landesplanung, des 
Städtebaues, der Wirtschafts-, Kommunal-, Steuer- und Finanzpolitik. 
Sie richten sich an Bund, Länder, Selbstverwaltungskörperschaften, 
Verkehrs- und Wirtschaftsunternehmen. 

Die Bundesregierung ist entschlossen, ihre Bemühungen zur Ver- 
besserung der kommunalen Verkehrsverhältnisse unter Berücksichti- 
gung der Empfehlungen des Sachverständigenberichtes in verstärktem 
Maße zielbewußt und planmäßig fortzusetzen, um im Zusammenwir- 
ken mit Ländern und Gemeinden ein in allen Teilen ausgewogenes 
Gesamtverkehrssystem zu schaffen. 

Die Gemeinden sind aufgerufen, sich die sie betreffenden Vor- 
schläge der Sachverständigenkommission, insbesondere die städte- 
baulichen Empfehlungen, die Grundsätze der Parkraumplanung — 
gegebenenfalls unter Berücksichtigung öffentlicher Schutzräume als 
Mehrzweckbauten — und der Erschließung weiterer Verkehrsebenen 
zu eigen zu machen und sie bei der Bauleitplanung zu berücksichtigen, 
sowie die Beziehungen zu den kommunalen Verkehrsunternehmen 
unter Berücksichtigung der Empfehlungen der Sachverständigenkom- 
mission zu regeln und nach den örtlichen Erfordernissen die Staffe- 
lung der Arbeits- und Schulbeginnzeiten in Angriff zu nehmen. 

Den Wirtschaftsunternehmen und ihren Organisationen wird drin- 
gend nahegelegt, durch die von der Sachverständigenkommission auf- 
gezeigten Selbsthilfemaßnahmen zur Entlastung des Verkehrs wirk- 
sam beizutragen. 

Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn die Länder als die 
zur Fürsorge für die Selbstverwaltungskörperschaften berufenen Glie- 
der des Bundesstaates mit dem Bund in gemeinsamer Verantwortung 
für die gedeihliche Entwicklung der Lebensverhältnisse in allen Teilen 
des Bundesgebietes die zur Behebung der kommunalen Verkehrsnot 
erforderlichen staatlichen Maßnahmen auf Grund des Sachverständi- 
genberichtes verwirklichen würden. 

Die Bundesregierung empfiehlt, für ein gemeinsames Vorgehen von 
Bund und Ländern den nachstehenden „Vorschlag für ein Rahmenpro- 
gramm für die Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemein- 
den“ zugrunde zu legen. Sie beauftragt die Bundesminister für Ver- 
kehr, für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung sowie der 
Finanzen und des Innern, im Rahmen ihrer Geschäftsbereiche die in 
die Zuständigkeiten des Bundes fallenden Maßnahmen nach diesem 
Rahmenprogramm vorzubereiten, an die zuständigen Minister und 
Senatoren der Länder wegen der in gegenseitiger Abstimmung mit 
dem Bund einzuleitenden Maßnahmen der Länder heranzutreten, und 
über das Veranlaßte und das Ergebnis der Fühlungnahme mit den 
Landern der Bundesregierung gemeinschattlich zu berichten. 
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Die Bundesregierung beauttragt den Bundesminister der Finanzen 
im Einvernehmen mit den Bundesministern für Verkehr und des 
Innern und in Abstimmung mit den Ländern baldmöglich einen Vor- 
schlag zur zusätzlichen Finanzierung der Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden vorzulegen, der den 
haushaltsrechtlichen und haushaltspolitischen Notwendigkeiten Rech- 
nung trägt. Dabei ist der Finanzbedarf für einen längeren Zeitraum 
zu ermitteln und dem Vorschlag zugrunde zu legen. 
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Vorschlag für ein Rahmenprogramm 

lür die Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 


A. I 

Maßnahmen der Raumordnung und des Städtebaues 

1. Bund und Länder erörtern 

a) die Aufstellung von Programmen und Plänen 

zur Verbesserung der strukturellen Verhält- 
nisse im Bundesgebiet unter Berücksichtigung 
der Grundsätze der Raumordnung nach dem 
Raumordnungsgesetz | 

b) den beschleunigten Aufbau der Regional- 
planung 

unter besonderer Hervorhebung der aut diesen 
Wegen anzustrebenden verkehrlichen Entlastung 
und der Lenkung der Verkehrsentwicklung; sie 
veranlassen die zur Verwirklichung dienlichen 
Maßnahmen. 

2. Die Länder wirken darauf hin, daß die Gemein- | 
den bei der Aufstellung der Bauleitpläne die zur ; 
Verringerung des Verkehrsaufwands und der ^ 
nachteiligen Auswirkungen des Verkehrs sowie ! 
zur Gewährleistung einer ausreichenden Ver- ^ 
kehrsbedienung mit öffentlichen Verkehrsmitteln ' 
empfohlenen städtebaulichen Grundsätze beach- ^ 
ten, und daß diese Grundsätze bei der Genehmi- ' 
gung der Bauleitpläne als Maßstab dafür zu- 
grunde gelegt werden, ob den Bedürfnissen des ! 
Verkehrs und den Schutzbedürfnissen der Be- ^ 
völkerung ausreichend Rechnung getragen ist. i 


B. 

Maßnahmen zur Abstimmung der 
Verkehrsplanungen 

1. Der Bund stellt zur Förderung der Raumordnung 
im Bundesgebiet und als Grundlage für die Ver- 
kehrsplanung in den einzelnen Räumen ein um- 
fassendes Verkehrswegeprogramm auf. 

2. Die Länder stellen, soweit noch nicht geschehen, 
als Grundlage für die Gesamtverkehrspläne der 
Regionen und Gemeinden in Anpassung an die 
Planung des Bundes Landesverkehrspläne auf. 

3. Die Länder leiten unabhängig von der gemäß 
A 1 b) anzustrebenden regionalen Gesamtpla- 
nung, jedoch vorbehaltlich späterer Eingliede- 
rung in diese, die Einrichtung einer Regionalver- 
kehrsplanung ein, an der sämtliche Träger von 
Verkehrsanlagen und -einrichtungen, und die 
örtlichen Verkehrsunternehmen zu beteiligen 
sind. Das von Bund und Ländern gemeinschaftlich 
erörterte Rahmenprogramm zur verbesserten Ab- 


stimmung der Verkehrsplanungen wird durch die 
regionale Verkehrsplanung verwirklicht. 

4. Bund und Länder wirken auf eine angemessene 
Berücksichtigung der örtlichen und regionalen 
Entwicklungs- und Planungsnotwendigkeiten bei 
den staatlichen Verkehrswegeplanungen und auf 
die hierzu etwa erforderlichen organisatorischen 
Maßnahmen hin und überprüfen die Planungs- 
grundsätze sowie die Planungspraxis der für die 
Verkehrswegeplanung zuständigen staatlichen 
Behörden im Sinne einer stärkeren Berücksichti- 
gung des Orts- und Regionalverkehrs. 

v5. Bund und Länder ziehen im Rahmen der haus- 
haltsrechtlichen Möglichkeiten die Baumaßnah- 
men an Bundesfernstraßen und Landesstraßen, 
die für einen späteren Zeitpunkt vorgesehen 
sind, zeitlich vor, soweit dies zur Abstimmung 
mit der Ausführung lebenswichtiger kommunaler 
Ausbaumaßnahmen, die der Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden dienen, 
notwendig ist. 

6. Bund und Länder überprüfen die den Selbstver- 
waltungskörperschaften gewährten Straßenbau- 
zuwendungen mit dem Ziel, sie nach Möglichkeit 
sachlich auszuweiten, zu erhöhen und das Ver- 
fahren zu vereinfachen. 


C. 

Baiiprogramme für Straßen und Einrichtungen des 
ruhenden Verkehrs 

1. Die Länder fördern die Aufstellung von Ausbau- 
programmen für die städtischen Verkehrsstraßen 
mit dem Ziel der größtmöglichen Vermehrung 
der Verkehrsflächen (einschließlich der Flächen 
für den ruhenden Verkehr) sowie der Entflech- 
tung der Verkehrsarten und Verkehrsströme 
unter Ausnutzung weiterer Verkehrsebenen. In 
diese Ausbauprogramme werden auch Parkbau- 
ten — gegebenenfalls unter Berücksichtigung 
öffentlicher Schutzräume als Mehrzweckbauten 
■ — einbezogen. 

2. Die Länder fördern, soweit noch nicht geschehen, 
die Aufstellung von Ausbauprogrammen für die 
Kreisstraßen und Gemeindeverbindungsstraßen 
mit dem Ziel, den Anschluß aller Gemeinden und 
größeren Gemeindeteile an ausreichend ausge- 
baute, für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen ge- 
(ügnete Straßen sicherzustellen. 

3. Der Bund wird wie bisher auch bei der Aufstel- 
lung des dritten Vierteljahresplanes für den Aus- 
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bau der Bundesfernstraßen, die Länder sollen 
bei der Aufstellung ihrer entsprechenden Aus- 
bauprogramme für die Landesstraßen die Stra- 
ßenbaumaßnahmen in den Verdichtungsräumen, 
im Vorfeld der Städte sowie in den Zonenrand- 
und den Bundesausbaugebieten im Rahmen der 
Gesamtmittelansätze entsprechend berücksichti- 
gen, ohne die übrigen Gebiete zu vernacbläs- i 
sigen. 

D. 

Förderungsprogramm für den öffentlichen 
Personennahverkehr 

Bund und Länder erarbeiten ein Programm zur 
Steigerung der Leistungsfähigkeit der Unternehmen 
des öffentlichen Personennahverkehrs einschließlich 
der Eisenbahnen über 

1. den Ausbau der Verkehrsanlagen zu ihrer Er- 
weiterung entsprechend den sich ändernden Ver- 
kehrsbedürfnissen und zur Entflechtung der Ver- 
kehrsarten unter Erschließung weiterer Ver- 
kehrsebenen, 

2. die Verbesserung der Verkehrsbedienung und 
die Modernisierung des Fahrzeugparks unter Be- 
rücksichtigung der Notwendigkeit, den Berufs- 
verkehr zu den Innenstädten weitgehend mit 
öffentlichen Nahverkehrsmitteln abzuwickeln, 

3. die Verbesserung der verkehrlichen Vorausset- 
zungen für den öffentlichen Personennahverkehr ^ 
(bevorzugte Berücksichtigung bei der Verkehrs- | 
regelung, Staffelung der Öffnungszeiten der I 
Geschäfte, Staffelung der Arbeitszeiten), 

4. die Steigerung der Wirtschaftskraft der Unter- 
nehmen nach eigenwirtschaftlichen Grundsätzen 
unter Aufrechterhaltung der gemeinwirLschaft- 
lichen Bindungen durch Abgeltung aller Leistun- | 
gen und Auflagen im öffentlichen Interesse, ins- 
besondere durch Ausgleichszahlung und erfor- 
derlichenfalls Zuschüsse für die Verluste aus der 
Aufrechterhaltung des Berufs- und sonstigen zu 
Sozialtarifen abgewickelten Nahverkehrs im Rah- 
men einer einheitlichen Tarifpolitik für alle 
Unternehmen des Personennahverkehrs, 

Entlastung der Unternehmen von Konzessionsab- 
gaben, Wegebenutzungsentgelten und Folge- 
pflichtkosten, wenn und soweit diese nicht ge- 
rechtfertigt sind, 

Angleichung der Wettbewerbsbedingungen ins- 
besondere auf dem steuerlichen Gebiet und 

Förderung der Unternehmen durch eine wettbe- 
werbsneutrale Minderung der Steuerlast und 
durch eine Erleichterung der Investitionen. 

In dieses Förderungsprogramm sind die Unter- 
nehmen des öffentlichen Personennahverkehrs i 
(Deutsche Bundespost, Deutsche Bundesbahn, Nicht ■ 
bundeseigene Eisenbahnen, kommunale und ge- 
mischtwirtschaftliche Betriebe und Privatunterneh- 
men) einzubeziehen. Die Veränderungen im Strek- 


kennetz der Deutschen Bundesbahn auf Grund von 
Maßnahmen zur Verbesserung ihrer wirtschaftlichen 
Lage sowie regionale Verkehrsbedürfnisse und die 
Belange des Zonenrandgobietes und der Bundesaus- 
baugebiete sind zu berücksichtigen. 


E. 

Maßnahmen zur Ordnung und Lenkung des 
Verkehrs 

1. Der Bund wird eine neue Straßenverkehrs-Ord- 
nung erlassen. Dabei werden die Empfehlungen 
der Sachverständigenkommission zur Verkehrs- 
regelung zum Teil verwertet und die Voraus- 
setzungen geschaffen, für eine den Örtlichen Be- 
dürfnissen angepaßte Regelung des Straßenver- 
kehrs, vor allem in den Innenstädten, insbeson- 
dere auch zur Einrichtung zeitlich und räumlich 
differenzierter Parkregelungen als Grundlage für 
eine gelenkte Unterbringung des notwendigen 
ruhenden Verkehrs und zur Einrichtung von 
Fußgängerzonen. Die Länder sorgen für aus- 
reichende Koordinierung der Verkehrsregelung 
mit der Stadtplanung, der Straßenbauplanung 
und der Parkraumplanung der Gemeinden sowie 
dafür, daß die Straßenverkehrsbehörden die 
Vorschläge der Sachverständigenkommission zur 
praktischen Verkehrsregelung beachten. 

2. Der Bund wird eine neue Bau- und Betriebsord- 
nung für Straßenbahnen erlassen, die gewähr- 
leisten soll, daß die Schienenbahnen des Stadt- 
verkehrs den neuzeitlichen technischen und 
städtebaulichen Anforderungen genügen und sich 
in die Regelung des Straßenverkehrs einfügen 
lassen. 

3. Bund und Länder werden sicherstellen, daß sich 
staatliche Behörden und Schulen an der örtlich 
notwendigen Staffelung der Arbeits- und Schul- 
beginnzeiten beteiligen können. 

4. Die Länder überprüfen die garagenbaurechtlichen 
Vorschriften auf die Notwendigkeit einer Erwei- 
terung der rechtlichen Verpflichtungen zur Schaf- 
fung von Stellplätzen und überprüfen die Richt- 
sätze für den Stellplatzbedarf der Baugrund- 
stücke. 

5. Der Bund überprüft mit den Ländern die steuer- 
und tarifrechtlichen Vorschriften auf ihre Aus- 
wirkungen auf Art und Umfang der Verkehrs- 
entwicklung mit dem Ziel, verkehrspolitisch uner- 
wünschte Wirkungen zu beseitigen (Lohn- und 
Einkommensteuerermäßigung für den Berufsver- 
kehr; Kraftfahrzeugsteuer, Beförderungssteuer, 
Gewerbesteuer). 

6. Der Bund überprüft die Straßenverkehrs-Zulas- 
sungs-Ordnung hinsichtlich einer stärkeren Be- 
rücksichtigung der Schutzbedürfnisse der Bevöl- 
kerung gegen Lärm und Luftverunreinigung. Die 
Länder sorgen für die Durchführung dieser Rege- 
lung. 
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Bemerkungen 

zu den neun im Bericht der Sachverständigenkommission 
behandelten Fragen 


Vorbemerkungen 

Die Bundesregierung nimmt hierzu zu zahlreichen Empfehlungen 
der Sachverständigenkommission Stellung. Sie hat sich mit Rücksicht 
auf den umfangreichen Bericht auf die ihr besonders wichtig erschei- 
nenden Punkte beschränkt. Soweit einzelne Empfehlungen nicht be- 
handelt wurden, sind die zuständigen Bundesminister beauftragt, sie 
weiter zu prüfen. 

Die Ausführungen zu den einzelnen Fragen gliedern sich in 

A. Die wesentlichen Empfehlungen der Sachverständigenkommission 

B. Die Bemerkungen der Bundesregierung. 

Bei den Texthinweisen auf den Bericht (Bundestagsdrucksache 
IV/ 2661) bedeuten; 

römische Ziffern die betreffende Frage 

arabische Ziffern die betreffende Textzahl 

Z Zusammenfassung 

Die hinter Z angegebenen römischen Ziffern geben den jeweiligen 
Abschnitt der Zusammenfassung wieder. 
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Frage I 

Wie können durch Maßnahmen der Raumordnung und des Stcidtebaues 
die Verkehrsverhältnisse der Gemeinden verbessert, insbesondere die 
Ballungsgebiete entlastet werden? 


A. Wesentliche Empfehlungen 
der Sachverständigenkommission 

Die Sachverständigenkommission sieht einen ent- 
scheidenden Ansatz für Einwirkungen auf die künf- 
tige Entwicklung des Verkehrs in der Erkenntnis, 
daß Art und Ausmaß des Verkehrs in enger Wech- 
selbeziehung zur Entwicklung von Wirtschaft und 
Siedlung stehen. Die tiefgreifenden Strukturände- 
rungen von Wirtschaft und Gesellschaft haben in 
Verbindung mit der Motorisierung eine Steigerung 
des Verkehrsbedarfs und eine erhöhte Inanspruch- 
nahme der Verkehrsflächen ausgelöst. Zur Eindäm- 
mung und Beseitigung der hieraus hauptsächlich ent- 
standenen Verkehrsnot sollten die Maßnahmen aller 
Verkehrs-, Planungs- und Baulastträger in den Rah- 
men einer einheitlichen Verkehrspolitik eingeordnet 
und ihre Fachplanungen mit der Gesamtplanung 
aller Stufen abgestimmt werden (Z I). 


Maßnahmen der Raumordnung 

Um eine Entlastung der Ballungsgebiete von den 
schädlichen Folgen einer übermäßigen Verdichtung 
zu erreichen, werden in verstärktem Ausmaß Pla- 
nungen zur Ordnung ihrer Gesamtentwicklung auf- 
gestellt und Maßnahmen zur Strukturverbesserung 
ergriffen werden müssen (Entlastung und Auflocke- 
rung, Umstrukturierung, Begrenzung des Verdich- 
tungsprozesses, 1/35, 36). 

Die Förderung der vielen organisch gewachsenen 
Verdichtungen mittlerer und kleinerer Größenord- 
nungen kann indirekt die großen Ballungsgebiete 
entlasten (1/39). Auch muß durch einen guten Aus- 
bau der Verkehrswege im ländlichen Raum beson- 
ders die Entwicklung ihrer zentralen Orte planmäßig 
gefördert werden (1/41). 

Gebiete, in denen die Städte mit den sie um- 
gebenden Siedlungsbereichen durch die Nahver- 
kehrsströme des Berufs- und des Wirtschaftsver- 
kehrs eng verbunden und durch eine intensive Ver- 
flechtung von Siedlung und Wirtschaft zu einem 
Siedlungsorganismus städtischer Prägung geformt 
sind, werden als Verkehrsregionen bezeichnet 
(1/51 bis 53). 

Für die Gesamtplanung müssen Planungsräume 
zugrunde gelegt werden, die — unabhängig von den 
bestehenden Verwaltiingsgrenzen -- auf sozio- 
ökonomischen Sachverhalten beruhen. Wegen des 
engen Zusammenhanges der Gesamtverkehrspla- 
nung mit der Raumordnung sollten beide grund- 


sätzlich auf dieselben Planungsräume abgestellt 
werden (I 43). Es muß angestrebt werden, zunächst 
für die wichtigsten Problemgebiete zweckmäßige 
Planungsräume abzugrenzen und Planungskompe- 
tenzen zu schaffen (1/48). 

Für die Verkehrsregionen in der Bundesrepublik 
Deutschland muß über die Verwaltungs- und auch 
über Landesgrenzen hinweg nach geeigneten Orga- 
nisationsformen gesucht werden (I'54). 

Die Gcsamtplanung im Gebiet einer „Verkehrs- 
region" (Regionalplanung) muß die Entwicklung 
der Besiedlung so leiten, daß die sich daraus er- 
gebenden Verkehrsbeziehungen die Leistungsfähig- 
keit d(u' vorhandenen oder noch zu schaffenden 
Verkehrseinrichtungen nicht übersteigen (1/56). 

Die Geslaltung des Fernverkehrsnetzes muß von 
den Großstädten und Ballungsgebieten mit ihrem 
großen Fernverkehrsanfkommen ausgehen (1/49). 

Da im ländlichen Raum ein Bedürfnis bzw. eine 
Tragfähigkeit für eine eigene Stufe regionaler Ver- 
kehrsplanung nicht vorhanden ist, müssen die Ver- 
kehrsplanungen auf der Ebene der Landesplanung 
mit der Gesarntplanung abgestimmt werden (1/55). 

Die verfahrensrechtlichen Vorschriften für die 
Aufstellung und die Wirkung der festgestellten 
Regionalpläne sind landesgesetzlich zu regeln. Die 
rcchtswirksam zustandegekommenen Regionalpläne 
sollten als Ziele der Raumordnung und Landes- 
planung, denen die Bauloitpläne der Gemeinden an- 
zupassen sind, gelten (T 60). 

Die Trägci' der Regionalplanung sollten in das 
Verfahren zur Genehmigung der Bauleitpläne der 
Gemeinden innerhalb der Verkehrsregion durch die 
höhere Verwaltungsbehörde nach den Vorschriften 
des Bundesbaugesetzes eingeschaltet werden. Es 
sollte auch geprüft werden, ob bei großen Regional- 
planungsverbänden die Befugnisse zur Geneh- 
migung der Bauleitpläne auf sie übertragen werden 
können (1/61). 

Für die Regionalplanung einschließlich der 
Regionalverkehrsplanung sollten Planungsträger — 
möglichst als kommunale Körperschaften, besonders 
soweit die Erarbeitung verbindlicher Pläne erforder- 
lich ist — gebildet werden (1/64 bis 68). 

Die Frage nach einer zweckmäßigen Regionalver- 
fassung und Organisation sollte von Bund, Ländern 
und Gemeinden zum Gegenstand besonderer Unter- 
suchungen gemacht werden (168), 
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Maßnahmen des Städtebaues 

Es muß als aassichlslüser Versuch angesehen 
werden, allein durch Verkehrsbauten dem steigen- 
den Verkehr immer wieder zusätzlichen Raum zu 
schaffen und fortlaufend die Bauslruktur der Ge- 
meinden den veränderten Verkehrsverhältnissen 
anzupassen; vielmehr muß gleichzeitig und vor- 
sorglich durch städtebauliche Maßnahmen auf das 
Verkehrsaufkommen selbst, seine Zusammenset- 
zung und Verteilung, Einfluß genommen werden 
(170). 

Die städtebaulichen Planungen und die Planun- 
gen aller beteiligten Verkehrsträger sind früh- 
zeitig zu koordinieren. Dabei ist die städtebauliche 
Entwicklung nach Richtung, Art und Umfang an die 
Leistungsfähigkeit vorhandener und zukünftiger 
Vcrkehrsanlagen anzupassen. Die städtebauliche 
Struktur ist hinsichtlich einer besseren Verkehrs- 
bedienuncj, insbesondere durch den Schienenver- 
Irehr, zu überprüfen. Die Konzentrierung von Bau- 
ten mit großem Verkehrsbedarf, soweit er nicht 
durch Vcrkehrsanlagen gedeckt werden kann, ist zu 
vermeiden. Andererseits sind Bauten mit schwäche- 
rem Verkehrsaufkommen zur besseren Bedienung 
zusainmenzufassen. Die bauliche Grundsfücksnut- 
zung ist entsprechend der Baunutzungsverordnung 
vom 26. Juni 1962 (BGBl. I S. 429) zu begrenzen. Am 
Rande der Kernstadt sind, unabhängig von kommu- 
nalen Grenzen, Baugebiele mit niedriger Besied- j 
lungsdichte zu Gebieten mit städtischer Struktur zu ! 
entwickeln. i 

Die Wohnflächen sollten so dicht besiedelt wer- 
den, daß sie vom öffentlichen Nahverkehr noch wirt- 
schaftlich bedient werden können. Alle Vorschriften ; 
zur Verhinderung dos Bauens im Außenbereich soll- 
ten streng gehandhabt werden. Die Standorte für 
Bauanlagen, die in besonderem Math' Verkehr er- 
zeugen, sind sorgfältig auszuvcählen. ln verkehrs- 
günstiger Lag(' am Rand der Innenstadt und an den 
Übergängen zu den öffeni liehen Verkehrsmitteln ^ 
sind öffentliche Parkplätze anziilegen; für den 
Güterverkehr sollten an gcHügneten Stellen Auto- 
höfe geschaffen v/erden. Die Rechtsvorschriften über 
die Anlage von Stellplätzen sind streng anzu wen- 
den (l/'74). 


B. Bemerkungen der Bundesregierung 

Den Empfehlungen für Maßnahmen der Raum- 
ordnung und des Städtebaues zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden, insbesondere 
in Verdichtungsräumen ist im allgemeinen zuzu- 
stimmen. 

1. Es entspricht der Auffassung der Bundesregie- | 
rung, daß in den Verdiehtungsräumen stärker als i 
bisher vorausschauende Planungen für eine Ord- | 
niing der Gesamtentwicklung mit dem Ziel einer j 
Umstrukturierung aufg es teilt und Maßnahmen zur j 
Verbesserung ungesunder räumlicher Lebensbedin- | 
gungen ergriffen werden müssen (1/35). Sie ist dar- i 
über hinaus der Auffassung, daß eine Strukturver- ^ 


besserung im gesamten Bundesgebiet vornehmlich 
durch die Förderung von gesunden Verdichtungen 
geringerer Größenordnung und die Entwicklung 
von Gemeinden zu Entlastungs- und Ausbaugemein- 
den mit zentral örtlicher Bedeutung besonders in den 
hinter der allgemeinen Entwicklung zurückgebliebe- 
nen Gebieten erreicht werden kann. Diese Über- 
legungen decken sich auch mit den im Bundesraum- 
ordnungsgesetz festgelegtcn materiellen Grundsät- 
zen der Raumordnung. Die Bundesregierung trägt 
im Rahmen ihrer Programme zur regionalen Wirt- 
schaftspolitik (Bundesausbaugebiete, Zonenrand- 
gebiete, Bundesausbaiiorte) und zur Stärkung der 
Entwicklung von zentralörtlichen Kerngemeinden 
im ländlichen Raum den Vorstellungen der Sach- 
verständigenkommission über eine indirekte Ent- 
lastung der großen Verdichtungsräume Rechnung. 

Die Länder sichern nach dem Raumordnungsgesetz 
die Verwirklichung der Grundsätze der Raumord- 
nung, insbesondere durch die Aufstellung von Pro- 
grammen und Plänen. 

2. Es ist festzustellen, daß die Sachverständigen- 
kommission auch die Probleme der schwächer struk- 
turierten Räume im. wesentlichen zutreffend auf- 
g(?zeigt hat. So fordert sie, in den ländlichen Ver- 
kehrsregionen durch einen guten Ausbau der Ver- 
kehrswege die Entwicklung der zentrahm Orte 
planmäßig zu fördern, um dadurch der Sogkraft der 
Ballungsgebiete begegnen zu können (U41). Die Be- 
deutung der hier vorherrschenden Probleme wird 
jedoch nach Auffassung der Bundesregierung nicht 
ausreichend hervorgehoben. So bestehen gerade 
auch in denjenigen Gemeinden erhebliche Ver- 
kehrsnotstände, deren Bevölkerung hinsichtlich der 
Erschließung und Verkehrsbedienung nicht aus- 
reichend versorgt ist. Die in diesen, meist in länd- 
lich strukturierten Gebieten liegenden, Gemeinden 
bestehenden Verkchrsschwierigkeiten mögen in 
ihren täglichen Auswirkungen nicht ohne weiteres 
unmittelbar spürbar und sichtbar sein, wie die aus 
den Verkehrszusammenballungen der größeren 
Städte entspringenden Nöte des Straßenverkehrs. 
Deshalb sind diese Probleme aber nicht weniger 
dringlich. 

Bei der Betrachtung der bestehenden Verkehrs- 
verhältnisse der Gemeinden sind zwei Gruppen von 
Problemen zu unterscheiden: 

a) Die Probleme, die, hauptsächlich hervorgerufen 
durch den Motorisierungsgrad des Individual- 
verkehrs, in den großen Städten und deren un- 
mittelbarem Umland bestehen-, 

b) Die Probleme, die hauptsächlich durch die man- 
gelnde Verkehrserschließung und Verkehrs- 
bedienung mittlerer und kleinerer Städte und 
Gemeinden verursacht werden. 

Die Sachverständigenkommission hat unter Be- 
rücksichtigung der Fragestellung des Gesetzes vom 
1. August 1961 das überwiegende Gewicht ihres Be- 
richtes auf die Verkehrsproblcme der Verdichtungs- 
räume gelegt. Die Bundesregierung verkennt deren 
Probleme nicht; weist aber auch im Hinblick auf 
das inzwischen in Kraft getretene Raumordnungs- 


9 



Drucksache IV/3602 Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


gesetz auf die hier zum Grundsatz erhobene Ord- 
nung des Gesamtraumes hin. 

Die „Grundsätze der Raumordnung'' sehen ebenso 
wie in den Verdichtungsräumen mit ungesunden 
räumlichen Lebens- und Arbeitsbedingungen gleich- 
rangig die Verbesserung der Lebensverhältnisse der 
Bevölkerung in denjenigen Gebieten vor, in denen 
die Lebensbedingungen in ihrer Gesamtheit im Ver- 
hältnis zum Bundesdurchschnitt wesentlich zurück- 
geblieben sind oder ein solches Zurückbleiben zu 
befürchten ist. 

Das Raumordnungsgesetz hebt zudem die Stär- 
kung des Zonenrandgebietes besonders hervor. 

Eine unterschiedliche Rangordnung zwischen den 
Verkehrsproblemen in den Verdichtungsräumen 
einerseits und denen der anderen Gemeinden der 
Bundesrepublik andererseits ist daher nicht vertret- 
bar. In diesem Zusammenhang ist auch der Kabinett- 
beschluß vom 5. Mai 1965 zum Bericht der Deut- 
schen Bundesbahn anzuführen, in dem die Bundes- 
regierung ihre Überzeugung zum Ausdruck gebracht 
hat, daß insbesondere in wirtschaftlich schwachen 
und verkehrlich ungünstig gelegenen Gebieten die 
heutigen technischen und organisatorischen Möglich- 
keiten einer besseren Verkehrsbedienung nicht voll 
ausgenutzt werden. 

Jedoch wird anerkannt, daß Verkehrsbaumaß- 
nahmen in den Siedlungsschwerpunkten im allge- 
meinen schwieriger, zeitraubender und aufwendiger 
als in den übrigen Gebieten sind. Insofern ist der 
zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Ge- 
meinden in den Verdichtungsräumen erforderliche 
materielle und finanzielle Aufwand erheblich größer 
als der für die anderen Gemeinden. 

3. Die Auffassung, neben den Planungsräumen des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden sei ein 
weiterer Planungsraum zweckmäßig und stelle in 
vielen Fällen die Voraussetzung für eine Lösung 
von solchen Problemen dar, die über den lokalen 
Bereich hinausgehen, wird grundsätzlich geteilt. Die 
für die neue Raumeinheit von der Sachverständigen- 
kommission gefundene Konzeption der „Verkehrs- 
region" (1/51 ff.) ist jedoch aus der Sicht der Raum- 
ordnung zu eng und zu einseitig auf den Verkehr 
abgestellt. In der Tendenz der Sachverständigen- 
kommission liegt eine Bevorzugung der verkehrs- 
intensiven Räume, die aus Erwägungen der Raum- 
ordnung in dieser Form unzweckmäßig ist. Deshalb 
ist auch die Empfehlung, zur Bewältigung der Ver- 
kehrsprobleme der Gemeinden für die „Verkehrs- 
regionen" gesetzliche Grundlagen zu schaffen, um 
in diesen eine gesunde Gesamtentwicklung zu er- 
reichen, nicht zweckmäßig, da hierbei die ländlichen 
Räume, in denen ein großer Teil der Bevölkerung 
wohnt, unberücksichtigt bleiben würden. Demgegen- 
über ist der Begriff der „Region" wertungsneutral. 
Er hat in dem Raumordnungsgesetz seinen Nieder- 
schlag gefunden und sollte nicht durch einen neuen 
Begriff abgeschwächt werden. 

Aus diesen Erwägungen kann auch der Auffas- 
sung, es sei für die ländlichen Räume weder das 


Bedürfnis noch die Tragfähigkeit für eine eigene 
Stufe regionaler Verkehrsplanung oder Gesamt- 
planung gegeben, und daher müßten die Verkehrs- 
planungen für die ländlichen Räume auf der Ebene 
der Landesplanung mit der Gesamtplanung abge- 
stimmt werden (1/55), in dieser allgemeinen Form 
nicht zugestimmt werden. 

4. Die Gestaltung des Fernverkehrsnetzes kann 
nicht nur von den Großstädten und Ballungsgebie- 
ten mit ihrem großen Fernverkehrsaufkommen aus- 
gehen (1/49). Es muß vielmehr bei der Fernverkehrs- 
planung das übergeordnete Interesse des Staates 
und seiner Nachbarländer in Europa berücksichtigt 
werden, wenn das Verkehrsnetz im ganzen und im 
Verband mit den übrigen europäischen Staaten 
funktionsfähig bleiben soll. Außerdem hat der Aus- 
bau des Fernstraßennetzes auch der Erschließung 
verkehrsarmer Gebiete zu dienen. 

In den Vierjahresplänen für die Bundesfern- 
straßen sind bereits soweit wie möglich in größerem 
Umfang Maßnahmen im Vorfeld der Städte geplant 
und ausgeführt worden, die diese Zentren an das 
Fernverkehrsnetz besser anbinden. 

5. Die Empfehlungen für Maßnahmen des Städte- 
baues richten sich in erster Linie an die Städte und 
Gemeinden. Die Auffassung der Sachverständigen- 
kommission, daß durch die Beachtung des engen 
Zusammenhanges zwischen städtebaulicher Struktur 
und Verkehr die Verkehrsverhältnisse der Gemein- 
den auf die Dauer wirtschaftlicher und sinnvoller 
gestaltet werden können, als durch aufwendige Ver- 
kehrsbauten (1/70, 71) wird von der Bundesregie- 
rung geteilt. Das Bundesbaugesetz vom 23. Mai 1960 
(BGBl. I S. 341) enthält in § 1 Abs. 5 die Vorschrift, 
daß die Bauleitpläne die Bedürfnisse des Verkehrs 
zu beachten haben. Bei der unmittelbaren Beziehung 
zwischen der Nutzung der Grundstücke einerseits 
und dem Verkehrsaufkommen andererseits wird 
dieser Vorschrift in der Regel dadurch genügt, daß 
die Planungen für den Verkehr in den Gemeinden 
einen integrierenden Bestandteil der städtebau- 
lichen Planung bilden. Soweit überörtliche Ver- 
kehrsplanung in Betracht kommen, müssen sie mit 
der städtebaulichen Planung der Gemeinden ab- 
gestimmt werden. 

Den verschiedenen städtebaulichen Empfehlun- 
gen, die eine besondere Bedeutung für künftige 
Stadterneuerungsmaßnahmen besitzen, wird grund- 
sätzlich zugestimmt. Insbesondere werden die Be- 
weggründe, die die Sachverständigenkommission zu 
der in Ziffer 5 der Tz 1/74 ausgesprochenen Forde- 
rung veranlaßt haben, bei künftigen Beratungen 
über das vertretbare Maß baulicher Nutzung zu be- 
rücksichtigen sein. In diesem Zusammenhang muß 
jedoch hervorgehoben werden, daß die Bewälti- 
gung des Verkehrs nicht der einzige Gesichtspunkt 
für die Ausnutzbarkeit der Grundstücke sein kann. 
Vielmehr sind Belange aus den verschiedensten 
Lebensbereichen zu beachten und gegeneinander 
abzuwägen. 

Sofern mit der von der Sachverständigenkom- 
mission geforderten strengen Handhabung der Vor- 


10 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3602 


schritten über das Bauen im Außenbereich eine be- | 
sonders enge Auslegung des § 35 BBauG im Hin- 
blick auf die Belange des Verkehrs gemeint ist, ist 
zu bemerken, daß bereits durch eine sachgerechte 
Anwendung der Vorschrift, die außer den Belangen 
des Verkehrs auch andere Belange zu berücksichti- | 
gen hat, entsprechend den Forderungen der Kom- | 
mission die Zerstörung der Landschaft und unwirt- 
schaftliche Verkehrsaufwendungen vermieden wer- i 
den. Eine wesentliche Hilfe hierbei stellt die Auf- 


stellung von Flächennutzungsplänen durch die Ge- 
meinden dar. 

6. Die Bundesregierung unterstreicht die Empfeh- 
lungen, den Ausbau der Verkehrsanlagen nach 
Möglichkeit mit der Stadterneuerung zu verbinden. 
Der Entwurf zum Gesetz über die Förderung städte- 
baulicher Maßnahmen in Stadt und Land (Städte- 
bauförderungsgesetz) soll rechtliche Voraussetzun- 
gen zu einer umfassenden Erneuerung in Stadt und 
Land schaffen (Einführung zum Bericht, S. 11, I/Z III). 


Frage II 

Wie können die Verkehrsplanungen der Länder und der Gemeinden 
(Gemeindeverbände) aufeinander abgestimmt und dem Ausbauplan für 
die Bundesfernstraßen unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Ver- 
kehrsentwicklung bis 1975 angepaßt werden? 


A. Wesentliche Empfehlungen 
der Sachverständigenkommission 

Mängel bei der Abstimmung von Verkehrspla- 
nungen haben nach Ansicht der Sachverständigen- 
kommission ihre Ursache nicht so sehr im Fehlen 1 
von Rechtsgrundlagen, als vielmehr in einer durch i 
die fachlich und räumlich begrenzte Betrachtungs- ' 
weise der einzelnen Aufgabenträger bedingte unzu- ! 
längliche Vei waltungspraxis. Die Sachverständigen- | 
kommission empfiehlt zur Verbesserung und damit ! 
zur Erreichung eines einheitlich in allen Teilen | 
leistungsfähigen Gesamtverkehrswegenetzes im | 
einzelnen: I 


Raumordnung, Landes- und Regionalplanung | 

Das Raumordnungsgesetz des Bundes sollte mög- 
lichst bald erlassen werden. Hierin sollten geregelt 
werden: 

allgemeine Grundsätze der Raumordnung als 
Richtlinien für die raumbedeutsamen Planungen 
des Bundes und der Länder, j 

! 

Verfahren zur Abstimmung der Bundesplanun- | 
gen mit den Zielen der Landesplanung und den | 
Planungen der Gemeinden, Gemeindeverbände i 
und 

eine wechselseitige Unterrichtung über die I 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, j 


Dabei sollte auch geprüft worden, ob das Gesetz 
Rahmenbestimmungen für die Regionalplanung ent- 
halten kann (11/17, 19, 20). 

Die noch ausstehenden Landesplanungsgesetze 
sollten bald erlassen werden (11/17). Die Länder soll- 
ten die Regionalplanung gesetzlich regeln (11/20). 


Gesamlverkehrspläne 

Gesamtverkehrspläne können nur in Verbindung 
mit der Gesamtplanung verstanden und verwirk- 
licht werden und sollten deshalb auch nicht isoliert, 
sondern nur im Zusammenhang mit der Gesamtpla- 
nung und für den gleichen Planungsraum wie diese 
aufgestellt werden. 

Für die Abstimmung aller Verkehrsplanungen 
sind Gesamlverkehrspläne unentbehrlich und zwar 

a) für die Lännder (Landesverkehrspläne) 

b) für die Verkehrsregionen (Regionalverkehrs- 
pläne) und 

c) für die Gemeinden (städtische „Generalverkehrs- 
pläne") 

(1F'21 bis 32). 

Der Ausbauplan für die Bundesfeinstraßen ist in 
die gegenseitige Abstimmung mit den Verkehrs- 
planungen der Länder und Gemeinden einzubezie- 
hen (11/26). Der Vorrang der Bundesplanung vor der 
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Orts- und Landesplanung sollte durch Neufassung 
der Planungsrichtlinien des Bundesministers für 
Verkehr zu § 16 Bundesfernstraßengesetz einge- 
schränkt werden (11/52 bis 54). Die Länder sollten 
die Regionalverkehrsplanungen durch Zuschüsse 
fördern (Tr32). 

Es werden Grundsätze und Anleitungen für die 
Aufstellung von Gesamtverkehrsplänen für Ver- 
kchrsregionen und Städte (11/90 bis 125) sowie für 
ländliche Räume gegeben (II 126 bis L37). 

Organ isa torische Maßnahmen 

Die Organisation der Straßenbauverwaltungen 
sollte mit dem Ziel überprüft werden, die Zuständig- 
keitsgrenzen der Landesstraßenbauämter hinsicht- 
lich der Slraßenplanung der Ausdehnung der Ver- 
kehrsregionen anzupassen (11/36, 37). 

Gemeinden ohne Tiefbauämter sollten bei der 
Planung von Gemeindeverbindungsstraßen u. a. 
durch kommunale oder staatliche Straßenbauämter 
oder durch besondere Zweckverbände technisch be- 
treut werden (11/42 bis 44). Die Gewährung von Zu- 
schüssen für Gemeindestraßen sollte von der aus- 
reichenden technischen Betreuung abhängig gemacht 
wenden (11 45). Die Aufstufung von Gemeinde-, 
Kreis- und Landesstraßen sollte fortgesetzt und die 
anl)au- und kreuzungsfreien Ortsdurchfahrten soll- 
tem als vertikale Ortsumgehungen von Baiilastträ- 
gevn der freien Strecke übernommen werden (11/47, 
49). 

Zur Verwirklichung eines einheitlichen und lei- 
stungsfähigen Gesamtstraßennetzes sollte durch 
Richtlinien oder Weisungen sichergestellt werden, 
daß bei staatlichen Straßenbauplanungen die Forde- 
rungen des Orts- und Regionalverkehis mindestens 
so weit geprüft und in den Unterlagen dargestellt 
werchm, wie Wechselbeziehungen bestehen (11/60 
bis 62). Die staatlichen Straßenbaumaßnahmen soll- 
ten sich häufiger als bisher auf die Bebauungspläne 
dei' Gemeinden stützen (11/63). 


Ahstinunuiig der hinan/ierungsmaßnahmcii zwisLlien 
Bund, LAind und Gianeinde 

Für die Zuwendungen des Bundes (§ 5 a FStrG) 
und der Länder an die Gemeinden werden für die 
Vereinfachung des Verfahrens die Vorschläge: Vor- 
verfahren einführen (11/77, 78), Delegation der An- 
tragsprüfung (TI 77), Änderung der Kostengrenze 
zur Aufnahme ins gelbe Heft (1179), Rechnungsprü- 
fung (11/80) gemacht. 

Materiell sollten durch eine Änderung des § 5a 
I’StrG Zuschüsse auch für Zubringer zu Ortsdurch- 
tahrten von Bundesstraßen, die in der Baulast der 
Giuueindmr stehen, ermöglicht (11/81), die Unter- 
scheidung in zuschußfähige und nicht zuschußfühige 
Kostern aufgegeben (1182 bis 88), die Gemeinden mit 
nicht mc'hr als eincmi Diittel der Cjos.imtkosten bc}- 
lastc't (11 88) sowie Zinsbeihilfen für Krc'dite zur 
Schaffung von Ersatzbetrieürs- und -wohnraum ge- 
währt (IT/89) w'erden. 


B. Bemerkungen der Bundesregierung 

Die Auffassung, daß alle Verkehrsplanungen nur 
in enger Verbindung mit der zusammenfassenden 
Gesamtplanung auf allen Stufen aufgestellt und ver- 
wirklicht werden sollten, wird von der Bundesregie- 
rung in vollem Umfange geteilt. 

Die Überlegungen zur Abstimmung der Verkehrs- 
planungen aller Planungs- und Baulastträger wer- 
den im Grundsätzlichen bejaht. Insofern sind die 
Empfehlungen weitgehend anzuerkennen, wenn 
ihnen auch zum Teil nicht ganz gefolgt werden 
kann. Die Bedeutung, die der Gesamtschau und der 
Gesamtplanung — einerseits für größere Räume an- 
dererseits für das Verkehrswesen als Ganzes — 
beigemessen wird, ist aus der Sicht der Bundesre- 
gierung zu unterstreichen. 

1. Das Raumordnungsgesetz vom 8. April 1965 ist 
inzwischen verkündet worden und am 22. April 1965 
in Kraft getreten. Es trägt den Empfehlungen des 
Gutachtens Rechnung und enthält insbesondere ma- 
tericüle Grundsätze der Raumordnung, zu denen 
auch der Grundsatz gehört, daß die Verkehrs- und 
versorgungsmäßige Aufschließung, die Bedienung 
mit Verkehrs- und Versorgungsleistungen und die 
angestrebte Entwicklung miteinander in Einklang zu 
i)ringcn sind. 

Nach § 8 dieses Gesetzes sollen grundsätzliche 
Fragen der Raumordnung und Landesplanung, so- 
wie Zweifelsfragen von der Bundesregierung und 
den Landesregierungen gemeinsam beraten werden. 
Hierzu gehören u. a. Zweifelsfragen bei der Anwen- 
dung der Grundsätze bei wesentlichen raumbedeut- 
samen Planungen und Maßnahmen des Bundes und 
der Länder sowie Zweifelsfragen bei Abstimmun- 
gen. Das Gesetz enthält in § 6 Bestimmungen über 
das Verhältnis besonderer Bundesmaßnahmen, so 
auch der Bundesfernstraßenplanung, zur Landespla- 
nung. 

Die Bundesregierung wird auf einen beschleunig- 
ten Aufbau der Regionalplanungen und die Aufstel- 
lung besonderer Pläne zur Ordnung der Gesamtent- 
wicklung drängen. 

2. Dic' Bemühungen der Länder, Landesentwick- 
lungsprogramme und -plane sowie Gesamtverkehrs- 
pläne aufzustellen, sind zu begrüßen. Das Raumord- 
nungsgesetz begründet die Pflicht der Länder, für 
ihr Gebiet übergeordnete und zusammenfassende 
Programme oder Pläne aufzustellen. 

Die Bundesregierung wird ihrerseits zur Förde- 
rung der Raumordnung und als Grundlage für die 
Pldiuingen in den einzelnen Räumen die Fachpla- 
iiLingen der einzelnen Baulastträger für die Bundes- 
verkehrsanlagen in ähnlichen Plänen zusammenfas- 
sen und ein das Gebiet der Bundesrepublik umfas- 
stmehes Gesamt verkcünswegeprogrcunm aufs tollen. 

Die Bedeutung, die der Regionalverkehrsplanung 
für die Abstimmung der Verkehrsplanungen der 
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Länder, Gemeindeverbände und Gt^meinden von der 
Sachvcuständicjenkouimission beigc^messen wird, ist 1 
zu unterstreichen. Es muß als unerläßlich angesehen 
werden, beschleunigt zumindest programmatische 
Regionalverkehrspläne aufzustellen, durch die sich 
die Planungen der Länder und Gemeinden wesent- ‘ 
lieh leichter mit den Fernstraßenplanungen in Ein- | 
klang bringen lassen. Die Dringlichkeit der Aufstel- ' 
lung von Rogionalverkehrsplänen könnte auch dazu 
beitragen, die Bildung von Regionalverbänden zu : 
beschleunigen. [ 

Der mit den Verkehrsministern und den für den 
Straßenbau zuständigen Ministern (Senatoren) der ; 
Länder beschlossene Koordinierungsausschuß für die ' 
Straßenplanung von Bund, Ländern und Gemeinden | 
kann zum Anlaß genommen werden, die Abstim- 
mung der Verkehrsplanungen allgemein wirkungs- 
voll auszubauen. Dabei muß insbesondere auch eine 
stärkere Berücksichtigung der regionalen Belange 1 
sowie eine im Sinne einer optimalen Verkehrsbe- i 
dienung von Stadt und Land liegende Bcrücksichti- | 
gung des öffentlichen Verkehrs angestrebt werden. 1 
Wesentliche Aufgabe des genannten Ausschusses | 
hätte zu sein, die Planungsabsichten unter die glei- ! 
eben Grundziele zu stellen, die Bauprogramme mit- ^ 
einander abzustirnmen sowie Erfahrungen auszutau- | 
sehen, um im Bundesgebiet möglichst einheitliche | 
Verhältnisse zu erreichen. 

Der Ausbauplan für die Bundesfernstraßen stellt 
sowohl eine programmatische Verkehrsplanung dar, 
als auch eine verkehrliche und räumliche Konzeption 
auf der Grundlage der damals erkennbaren und für [ 
notwendig erachteten Entwicklung, und zwar nicht | 
nur des Fernverkehrs, sondern auch des Regional- 
und Ortsverkehrs. Es ist richtig, daß die überge- | 
ordnete Straßenplanung des Bundes im Ausstrah- ■ 
kingsbereich der Gemeinden weitgehend die loka- | 
len Belange berücksichtigen sollte. Durch die von ' 
den Ländern wahrgenommene Auftragsverwaltung ' 
der Bundesfernstraßen werden bereits in großem ; 
Umfange kommunale Interessen berücksichtigt. Die 
Bemühungen in dieser Hinsicht lassen sich auch * 
noch durch fachliche Weisungen und Organisator!- j 
sehe Maßnahmen verstärken. | 

Andererseits muß aber im Gesamtinteresse des 
Staates der Bundesplanung, die vornehmlich über- 
geordneten gesamtstaatlichen und europäischen 
Überlegungen zu folgen hat, ein großes Gewicht 
eingeräumt bleiben. Das ist vor allem auch für die 
Verwirklichung raumordungspolitischer Ziele der 
Bundesregierung von Bedeutung. Insofern bedürfen 
die Vorstellungen der Sachverständigenkommis- 
sion über eine Einbeziehung des Ausbauplanes 
für die Bundesfernstraßen in die gegenseitige Ab- 
stimmung mit den Verkehrsplanungen der Länder, 
Gemeindeverbände und Gemeinden (11/26) sowie 
über eine Einschränkung des gesetzlichen Vorranges 
der Bundesplanungen gemäß § 16 FStrG erst einer 
grundsätzlichen Überprüfung. Soweit die Länder 
Programme und Pläne der Landesplanung aufstel- , 
len, trägt § 6 Raumordnungsgesetz der beiderseiti- | 
gen Einordnung der Bundesfernstraßenplanung und ; 
der Landesplanung Rechnung. ; 


d. Gegen die Aulhjssung, die Organisation der 
Sl rciß('nbciuvorv;cdlungen mit dem Zi(d einen' be^ssc- 
]'('n Anpassung der ZusLäiuligkeitsbereiche der Äm- 
Un' an die Grenzen der Re^gionen neu zu gliedern, ist 
grundsätzlich nichts einzuwenden. Eine solche Neu- 
gliederung wird sich in der vorgeschlagenen Art 
jedoch kaum verwirklichen lassen - - abgesehen von 
den (uheblichen Ünistellungsschwierigkeiten — weil 
die Region im allgemeinen räumlich nicht klar abge- 
grenzt ist und die Einflußbereiche der verschiedenen 
Nachbarregionen sich überdecken, vor allem aber 
sich auch laufend ändern. Zudem sollte der Bereich 
eines Straßenbauamtes nicht nur unter dem Ge- 
sichtspunkt der regionalen Planung, sondern vor al- 
lem auch der Verkehrssicherung und rationellen ün- 
terhaltung der Straßen betrachtet werden. 

Andererseits hat die bisherige Praxis bei Berück- 
sichtigung der Verkehrspläne der Gemeinden erge- 
b(.'n, daß die Grundlagen, von denen die Verkehrs- 
schätzungen ausgehen, und die diesbezüglichen 
Methoden sowie die daraus gezogenen Folgerungen 
sehr unterschiedlich sind. Hier muß entsprechend 
der Anre^gung der Sachverständigenkommission 
(11 90 ff) eine Vereinheillicbimg der Verkehrspläne 
durch Richtlinien sichergestellt weiden. Auch das 
Verfahren, wie diese Unterlagen erarbeitet werden 
sollen und welche Planungs- und Verkehrsträger zu 
beteiligen sind, muß Inhalt dieser Richtlinien sein. 
Die Bundesregierung wird deshalb auf eine be- 
schleunigte Ausarbeitung von Richtlinien für die 
Aufstellung von Generalverkehrsplänen für die Ge- 
meinden hinwirken. 

Die Empfehlung, die in den letzten Jahren durch- 
geführte Aufstufung von Landstraßen (Landes- zu 
Bundesstraßen, Kreis- und Gemeindestraßen zu 
Landesstraßen) fortzusetzen (11/49) entspricht im 
wesentlichen den wiederholt bekanntgegebenen Ab- 
sichten der Bundesregierung. 

Was die Übernahme von anbau- und kreuzungs- 
freien Ortsdurchfahrten anbetrifft, so wird deren 
Bau und Unterhaltung in der Regel zweckmäßiger 
von den am Ort vorhandenen städtischen Tiefbau- 
ämtern durchgeführt, als von den räumlich meist 
entfernteren Straßenbauämtern der Landesstraßen- 
bauverwaltungen. Auch wird die den Gemeinden 
obliegende Verkehrssicherungspflicht zweckmäßig 
in einer Hand belassen. 

Der Bericht beklagt die unzureicbende Zusammen- 
arbeit staatlicher und städtischer Bauverwaltungen 
(II 50, 51). Nach Auffassung der Bundesregierung 
handelt es sich hierbei wohl um Ausnahmefälle, die 
nicht ohne weiteres verallgemeinert werden können. 
Ein gewisser Mangel mag vielleicht in einer zu 
späten gegenseitigen Abstimmung von Planungsvor- 
stellungcn bestehen. Es wäre deshalb zu empfehlen, 
die Generalverkehrspläne der Gemeinden baldigst 
fertigzustellen und laufend fortzuschreiben, damit 
sie in den Landes- und Bundesplamingen sinnvoll 
eingebaut werden können. 

Es wird eine wesentliche Aufgabe des von der 
Landesverkehrsininister-Konferenz beschlossenen 
Koordinierungsausschusses für die Straßenplanung 
sein, in dieser Richtung Impulse zu geben. 
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4. Die zur Frage der Zuwendungen des Bundes 
und der Länder gemachten Ausführungen (S. 42 
11/68 ff.) beziehen sich weitgehend auf die Verhält- 
nisse in Nordrhein-Westfalen und geben nach Auf- 
fassung der Bundesregierung die Verhältnisse ein- 
seitig wieder. So trifft z. B. der auf Seite 42 (11/71) 
genannte Satz von 30 bis 35 ‘Vo der Baukosten für 
den vom Bund und vom Land gemeinsam geleisteten 
Zuschuß nur für das im Bericht erwähnte Beispiel zu. 
Hierzu ist festzustellen, daß bei allen Maßnahmen 
über 500 000 DM Bund und Länder 1963 zusammen 
im Mittel 60 Vo und 1964 im Mittel 58 Vo der jewei- 
ligen Gesamtkosten getragen haben. Werden Zu- 
wendungen Dritter hinzugerechnet, erhöhen siel] 
die beiden Beträge auf 65 ®/o bzw. 60 ”/o. 

Die von der Sachverständigenkommission vorge- 
schlagene Regelung (11/88), die Gemeinde sollte nicht 
mehr als ein Drittel der Gesamtkosten tragen, 
ist nach Feststellungen der Bundesregierung für vom 
Bund bezuschußte Maßnahmen inzwischen fast er- 
reicht. 

Die Bundesregierung wird jede Möglichkeit er- 
greifen, das Antrags- und Bewilligungsverfahren zu 
vereinfachen, soweit es die notwendige Kontrolle ; 
Über die ordnungsgemäße Ausgabe und der mög- 
lichst wirksame Einsatz der Zuschußmittel zulassen. 

Der Inhalt des für die Zuwendungen maßgebenden | 
§ 5 a des Bundesfernstraßengesetzes war bei der | 
Novelle zu diesem Gesetz im Jahre 1961 Gegenstand | 
eingehender parlamentarischer Beratung. Aus wohl- * 


abgewogenen Gründen hat die Vorschrift ihre jet- 
zige Fassung erhalten, die die Zuschußfähigkeit von 
Zubringerstraßen nur dann vorsieht, wenn diese zu 
Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes führen. 
Gründe, die gegen diese Regelung sprechen, läßt 
der Bericht (11/81) nicht erkennen. 

An der Unterscheidung in zuschußfähige und nicht 
zuschußfähige Kosten (11/88) muß festgehalten wer: 
den, weil Bundeszuwendungen nur gegeben werden 
können, wenn ein Interesse des weiträumigen Ver- 
kehrs besteht. Es muß ein Sachzusammenhang mit 
den Bundesfernstraßen gegeben sein. Erst recht so- 
lange die Zuschußmittel aus den Haushaltsmitteln 
für die Bundesfernstraßen entnommen werden, ist 
dieser Sachzusammenhang nicht entbehrlich. Dieser 
Umstand erklärt auch, warum der Bund die Grenze 
der Zuschußfähigkeit anders ziehen muß als das 
Land. 

Eine Verbesserung der vorläufigen Richtlinien für 
die Gewährung von Bundeszuwendungen zu Stra- 
ßenbaumaßnahmen von Gemeinden und Gemeinde- 
vorbänden ist in Vorbereitung. Es darf insoweit auf 
den Beschluß des Bundestages in der 181. Sitzung 
am 12. Mai 1965 (Drucksache IV/3300) Bezug genom- 
men werden. 

Die Aufnahme der Zuschußmaßnahmen in das 
„gelbe Heft" (11/79) hängt davon ab, in welchem Um- 
fange die Einzelmaßnahmen im Bundeshaushaltsplan 
besonders ausgewiesen werden müssen. Die Bundes- 
regierung wird die Kostengrenzen in vertretbarem 
Umfange erhöhen. 


Frage Itl 

Wie können der Massenverkehr mit öffentlichen Verkehrsmitteln und der 
Individualverkehr unter gleichzeitiger Berücksichtigung des Fußgänger- 
und Radfahrverkehrs so aufeinander abgestimmt werden, daß ein flüssiger 
und wirtschaftlicher Gesamtverkehr sichergestellt ist? 


A. Wesentliche Empfehlungen der 
Sachverständigenkommission 

Die Abstimmung des Massenverkehrs mit öffent- 
lichen Verkehrsmitteln und des Individualverkehrs 
mit dem Ziel, einen flüssigen und wirtschaftlichen 
Gesamtverkehr sicherzustellen, stellt neben der 
Finanzierung das zentrale Problem dar. Um einen 
flüssigen und wirtschaftlichen Gesamtverkehr, ins- 
besondere in den Städten, sicherzustellen, hat die 
Sachverständigenkommission über 150 Empfehlun- 
gen für den Ausbau der Stadtstraßen, die Verkehrs- 
regelung, die rationelle Verkehrsgestaltung, die 


Verbesserung des öffentlichen Personennahverkehrs 
und den wirtschaftlichen Gesamtverkehr gegeben. 

Ausbau der Stadtstraßen 

Beim Ausbau von Stadtstraßen müssen die drin- 
genden Aufgaben in mehrjährige Programme ge- 
bracht werden, die mit den entsprechenden Pro- 
grammen zur Verbesserung des öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs und mit den laufenden Mehr- 
jahresplänen des Bundes und der Länder abge- 
stimmt werden sollten (111 79). Dabei ist ein opti- 
males Gesamtwegenetz, das die Staßen aller Teile 
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der Verkehrsregion, denen jeweils eine spezifische 
Bedeutung beizumessen ist, untereinander und mit I 
den Fernstraßen verbindet (111/33, 35) und die Bun- | 
desautobahnen in nicht zu großen Abständen an den | 
Städten vorbeiführt (IIV49), anzustreben. Bei star- ! 
kern Durchgangsverkehr sind Umgehungsstraßen | 
oder innere Entlastungsstraßen anzulegen, ferner 
möglichst kreuzungsfreie Tangenten oder Ringe um 
den inneren Stadtkern (III 37, 39), versehen mit , 
großen Parkplatzanlagen (III '38) und dazu leistungs- j 
fähige radiale Zufahrtsstraßen zum Stadtkern i 
(III/42). Straßen gleicher Funktionen sollen einheit- i 
lieh in Art und Kapazität ausgebaut werden (111/45), 
Fern- und Nahverkehr sind zu trennen (III/50), 
Wohngebiete nicht durch Durchgangsstraßen zu 
durchschneiden (111/43). Dem Fußgänger- und Rad- 
verkehr ist gebührende Aufmerksamkeit zu schen- 
ken (Fußgängerbereiche, Radwege, verschiedene 
Ebenen) (111/59 bis 72). Bei Knotenpunkten sollten 
die Verkehrsflächen erweitert werden (III/53), fer- i 
ner sollen Fahrspuren und Parkflächen deutlich er- . 
kennbar sein (III/55, 57). ' 

Verkehrsregelung | 

Die Maßnahmen der Verkehrsregelung müssen : 
eine optimale Ausnutzung des vorhandenen oft ; 
nicht vermeidbaren Verkehrsraumes zum Ziele ha- 
ben. Vor allem werden eine Reihe von Empfehlun- 
gen zur Änderung der StVO gegeben, wie z. B. Rege- 
lung des mehrspurigen Fahrens auf Verflechtungs- 
strecken (lll 84 bis 87), Regelung des Einfahrens in ; 
Autobahnen (111/86) und des Ausfahrens bei dem 
Kreisverkehr (III'88), Parkverbot bei Kreuzungen 
(III/94). Besondere Aufmerksamkeit muß dem öffent- 
lichen Massenverkchrsmittel geschenkt werden ; 
(Schaffung ungehinderter Durchfahrten (111/91), Son- : 
derlichtzeichen für diese (III 100), Erleichterung des . 
Ein- und Ausfahrens bei Ffaltestellen (I1I/102), ver- : 
kehrsabhängige Signalanlagen (III 105), Umkehrspu- , 
ren (III 106), besondere Fahrspuren für Omnibusse ■ 
(III/122), Gleiszonen für Straßenbahnen freihalten ' 
(III/T23). 

Weitere Empfehlungen behandeln das Parken und ! 
Halten (III/95, 109, 112), die Einführung der Blauen | 
Zone mit Parkscheibenüberwachung (111/114 bis 117). ! 

j 

Besonders wird darauf hingewiesen, daß die Ge- | 
bote und Verbote in den Städten besonders gut und j 
deutlich erkennbar sein müssen [Kennzeichnung 
von Verkehrsumleitungen (III/126), Fahrspurmarkie- 
rung (III/ 127), Bordsteinmarkierung (III/128), Weg- 
weiser für Parkplätze und Parkhäuser (III/ 132)]. 

Für den Wirtschafts- und Güterverkehr sollen 
besondere Ladezonen (III/ 11 8), Sperrungen des 
Lastkraftwagenverkehrs (111/118) vorgesehen wer- 
den. Schließlich wird dringend empfohlen, das Ver- 
halten im Straßenverkehr besonders zu überwachen 
(111 81), ggf. durch Ruhestandsbedienstede (III/143). 

Verstöße sind mit strengen Strafen zu bedrohen 
und zu verfolgen. Bereits bei der Erteilung der Fahr- 
erlaubnis sind strenge/ Maßnahmen anzuh^gen 
(11181). 


Die rationelle Vcrkehrsgestaltung 

Für die Abstimmung des Wirtschatts- und Berufs- 
verkehrs gibt die Sachverständigenkommission eine 
Reihe von Empfehlungen, die dem ersteren zwar 
allgemein den Vorzug geben (III/ 155), ihn aber 
trotzdem einer Reihe von notwendigen Beschrän- 
kungen unterwerfen (für Lastzüge und Lastkraft- 
wagen von 8 bis 19 Uhr die Innenstadt, die Kauf- 
straßen während der Nachmittage zu sperren 
(III/158, 167), Ladevorgänge auf Ladestraßen und 
Innenhöfe zu verlegen (1II/162), Anlieferungen in 
verkehrsschwache Zeiten verlagern (III/166), beson- 
dere Einrichtungen von Autohöfen (III/159), Schwer- 
punktbahnhöfen (III/160), Kurzparkplätzen (III/163), 
Verwendung von Paletten und Behältern (III/165). 

Der Wirtschaftsverkehr soll dafür sorgen, daß er 
nicht mit den Spitzenzeiten des Berufsverkehrs zu- 
sammenfällt (III/ 169), und daß die Postpaketaufliefe- 
rung in die verkehrsarmen Stunden verlegt wird 
(in/170). Für eine Staffelung des Wirtschafts- und 
Berufsverkehrs wird die Überprüfung der Laden- 
schlußzeitregelung und der Arbeits- und Schulzeiten 
besonders empfohlen (III/173, 179 bis 182). Für letz- 
tere sollen die Gemeinden Koordinierungsausschüsse 
einsetzen (111/180). Der Wirtschaftspersonenverkehr 
ist auf Kraftdroschken, die in größerem Umfang zu- 
zulassen sind, zu verlagern (IIIT76). 

Der Berufsverkehr muß in besonderem Maße über- 
prüft weiden mit dem Ziel, ihn weitgehend auf den 
öffentlichen Personennahverkehr zu verlagern (III/ 
185). Als Beschränkungsmaßnahmen für den Berufs- 
verkehr mit Kraftfahrzeugen werden insbesondere 
vorgeschlagen: generelle Parkzeitbeschränkung (111/ 
188), Auffangparkplätze in Verbindung mit Nahver- 
kehrsmitteln und Fahrradabstellgelegenheiten (III 
189 bis 192, 270) sowie steuerliche Maßnahmen 
(inT47, 193 bis 196, 200). 


Verbesserung des öfientlichen Personennahverkehrs 

Iin Zusammenhang mit den Schwierigkeiten des 
Berufsverkehrs wird der Verbesserung des öffent- 
lichen Personennahverkehrs besondere Aufmerk- 
samkeit geschenkt. Die Empfehlungen der Sachver- 
ständigenkommission gehen insbesondere dahin, ihn 
so leistungsfähig und so anziehend zu gestalten, daß 
den Benutzern die Entscheidung zu seinen Gunsten 
erleichtert wird (III/210). Hierfür werden zahlreiche 
Vorschläge gegeben, z. B. regelmäßige und pünkt- 
liche Verkehrsbedienung (IIU230), kurze Fußweg- 
entfernung zwischen Nahverkehrsmittel und Woh- 
nung (III/251), bauliche Verbesserung der Haltestel- 
len (III/272, 274), günstigeres Sitzplatzangebot (III' 

I 280), Umsteigeanlagen vom Straßenverkehr trennen 
(111/284), Umsteigelarife einführen (III/304). 

Dazu kommen Maßnahmen für den Ausbau der 
Anlagen und der Fahrzeuge (radiale Streckenfüh- 
rung (III/253), besondere Bahnkörper (III/257, 268, 
271, 273, 370), Führung durch den Stadtkern (III/264), 
vertikale Entflechtung und besondere Richtungs- 
gleise (111'275, 276). 
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Die Ausbauprogramme sind mit denen der Straßen 
(d)'/us1iinmen (111 312) und zu prüfen, ob sich die 
Sticilkm an den Kosten beteiligen können, falls sic 
durch den Sonde rausbau der Schienenbahnen Stra- 
ßenbaukosten sparen (III/250, 370, 37 i). 

Fc'nu'r müssen weitgehende Maßnahmen auch 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Nahver- 
kehrsmittel steigern (III/313). Erhöhung der Reise- 
geschwindigkeiten und der Umlaufgeschwindig- 
keiten, Staffelung der Arbeitszeiten, Schaffung von 
Arbeitsplätzen bei Anlegung neuer Siedlungs- 
gebiete (I1I/315). 

Das Leitbild der kostendeckenden Eigenwirt- 
schafllichkeit ist auf den öffentlichen Personennah- 
verkehr gleichmäßig anzuwenden, seine Organe 
sind hierzu zu verpflichten und die Aufsichtsbehör- 
den zur Überwachung anzuhalten (III/319 bis 323). 
Dazu gehört auch, daß den öffentlichen Personen- 
nahverkehrsunternehmen Belastungen abzugelten 
sind, die ihnen durch Auflage im Rahmen ihrer ge- 
meinwirtschaftlichen Bindungen nachweisbar ent- 
stehen (tIl/317, 324), so z. B. bei der Erschließung 
neuer Wohngebiete (III/324), Tarifgestaltung (III/ 
334). Empfehlungen sind weiter noch gegeben für 
die Bearbeitung der Tarifanträge und die Geneh- 
migungen von Tarifmaßnahmen (111/324), für die 
Überprüfung von Konzessionsabgaben (III/325), für 
die Gestaltung der Tarife (III/327) und die steuer- 
liche Behandlung (III/329) ; Wettbewcrbsungleich- 
heiten sind zu beseitigen (III/326). 


Wirtschaitlichcr Gesamtverkehr 

Der Fernverkehr auf den Straßen sollte nach 
Möglichkeit nur hochwertige, bruchempfindliche 
oder eilige Sendungen befördern (III/353), städtische 
Straßen sollten weitgehend vom Güterverkehr mit 
Lastkraftwagen und Lastzügen freigehalten werden 
(III 355). Für den Personennah verkehr soll der Vor- 
ortverkehr der Eisenbahnen gesteigert (III/365) und 
die Zusammenarbeit zwischen den Eisenbahnen und 
dem Verband öffentlicher Verkehrsbetriebe (VÖV) 
verstärkt werden (III/367); die Einführung von Ge- 
meinschaftstarifen sollte bevorzugt angestrebt wer- 
den (III/368). 

Es kann auch unter wirtschaftlichen Überlegungen 
gerechtfertigt sein, wenn sich Investitionen für den 
Individualverkehr einsparen lassen, die Kosten für 
die zweite Ebene des öffentlichen Verkehrsmittels 
diesem nicht oder nur zum Teil anzulasten (III/370, 
371). 


B. Bemerkungen der Bundesregierung 

Die Bundesregierung stimmt in vielem mit der 
Auffassung und den Vorschlägen der Sachverständi- 
genkommission zu diesem zentralen Problem der 
Verkehrs Verhältnisse der Gemeinden überein. 

1 . Die Empfehlungen zum Ausbau der Stadtstra- 
ßen werden unterstützt und von der Bundesregie- 


rung vor dl kan bei der Gtmelimigung von Zu- 
schüssen lür Ortsdurchfahrten und Zubringerstraßem 
weitgehend berücksichtigt werden. Die Länder wer- 
den bei der Aufstellung von Ausbauprogrammen für 
die städtischen Verkehrsstraßen in Durchführung 
des Rahmenprogramms diese Ziele zu fördern ha- 
ben. Die Bundesregierung wird bei der Aufstellung 
des driften Vierjahresplanes die erforderliche Ab- 
stimmung mit den anderen Verkehrsträgern unter- 
stützen. 

2. Die Empfehlungen zur Verkehrsregelung, um die 
vorhandenen Verkchrsflächen bestmöglich zu nut- 
zen und die Rationalisierung des Stadtverkehrs zu 
fördern, werden zum großen Teil in dem vorbereite- 
ten Entwurf einer neuen Straßenverkehrs-Ordnung, 
die im Laufe des Jahres 1966 in Kraft treten soll, 
und in der Ergänzungs- und Vollzugsverordnung 
zur StVO berücksichtigt werden. Einigen Vor- 
schlägen kann jedoch nicht gefolgt werden, da sie 
sich nicht mit den im Rahmen der Konferenz der 
Europäischen Verkehrsminister (CEMT) getroffenen 
Abmachungen zur Vereinheitlichung der euro- 
päischen Verkehrsvorsebriften vereinbaren lassen. 

So kann z. B. die Einführung eines besonderen 
Verkehrszeichens zur Beschränkung des Vorfahrt- 
rechts und zur Auflockerung der Wartepflicht an 
Einfädclungsstellen (111 86, 129) nicht befürwortet 
werden, da diese Regelung eine Verwischung des 
Vorfahrtrechts bedeuten würde. Die Möglichkeit 
zum Einfädeln in den Hauptstrom muß in erster 
Linie durch straßenbauliche Maßnahmen verbessert 
werden. Zusätzlich kann auch durch Geschwindig- 
keitsbegrenzungen des durchgehenden Verkehrs ge- 
holfen werden. 

Auch die kritisierte Vorschrift über das bestehende 
Parkverbot bis auf eine Entfernung von 5 m (früher 
10 m) vor und hinter Straßenkreuzungen und Ein- 
mündungen beruht auf den Beschlüssen der CEMT 
über die Vereinheitlichung der Verhaltensregeln im 
Straßenverkehr, so daß Abweichungen jeweils be- 
sonders angeordnet werden müssen (III/94). 

Für eine „verkehrsabhängige" Signalregelung, bei 
der die Fahrzeugmenge durch Detektoren im 
Straßennetz laufend erfaßt und die Informationen 
einem automatischen Rechengerät zugeführt werden, 
das laufend die Signalanlagen kontrolliert und 
sie den jeweiligen Verkehrsverhältnissen entspre- 
chend steuert, fehlen noch die technischen Voraus- 
setzungen (IILT05). Versuche sind inzwischen ange- 
laufen (Berlin). 

Es ist nicht zu empfehlen und auch nicht vor- 
gesehen, Parkverbote auf nur einer Straßenseite, die 
aber täglich wechselt, einzuführen (sog. alternie- 
rendes Parken). Wie die Erfahrungen im Ausland 
zeigen, wird hierbei z. Z. des Umrangierens von 
einer Straßenseite auf die andere während mehrerer 
Stunden tatsächlich auf beiden Seiten geparkt 
(III/lll). 

Für ganze Slraßenzüge das Parken und Flalten 
grundsätzlich zu verbieten (in Anlehnung an die 
Londoner Regelung) wüdcrspricht dem im deutschen 
Verkchrsrccht geltenden Sichtbarkeitsgrundsatz, an 
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dem festgeh alten werden sollte (111/113). Für Einzel- 
fälle sollte besser an großen Durchgangsstraßen 
gesonderter AbsLellraum geschaffen werden. Aus 
dem gleichen Grundsatz folgt, daß Veikehrsanord- , 
nungen sich immer nur auf die Straßen beziehen, | 
wo die Gebots- und Verbotszeichen stehen, nicht | 
aber auf ganze Zonen. Das schließt jedoch nicht aus, ! 
daß praktisch gewisse Zonen z. B. von der gleichen j 
Verkehrsbeschränkung betroffen werden. Infolge 
des Sichtbarkeitsgrundsatzes können sich Orts- ; 
fremde jederzeit ohne Mühe über die gellenden | 
Verkehrsanordnungen unterrichten. Mit Rücksicht 
auf die Ausländer erscheint es aber unzweckmäßig, 
Markierungen zur Kennzeichnung von Park- oder 
Halteverboten einzuführen, die nicht auch in ande- 
ren Staaten Europas einheitlich gelten (TU 114 bis 
117). 

Die Höchstgeschwindigkeit in Ortsdurchfahrten 
heraufzusetzen, ist nur in Einzelfällen und nur dann 
gerechtfertigt, wenn sie eine Verbesserung des Ver- 
kehrsflusses bewirkt, ohne die Sicherheit aller Ver- 
kehrsteilnehmer, auch der Fußgänger, zu beein- ; 
trächtigen (HI 124). { 

Die Auffassung, daß mit der einheitlichen Beleuch- ; 
tung von Durchgangsstraßen gute Erfahrungen ge- | 
macht worden seien, weil der Ortsfremde einer der- 
artigen Lichtführung gern folge, kann nicht geteilt 
werden. Die Verkehrsregelung in einer Stadt muß 
sich ferner abgestufter und zwingenderer Maßnah- j 
men als die der Lichtführung bedienen. Auch wer- ! 
den bei Verwendung von gelbem Licht Farben ver- | 
fälscht und Farbunterschiede aufgehoben, so daß die 
Erkennbarkeit von Verkehrszeichen leidet (IIIH36). . 

Wegen der Parkzonen (III/114 bis 117) wird auf j 
die Bemerkungen zur Frage IV verwiesen. ' 

3. Die dem Wirtschaftsverkehr beigemessene Be- | 
deutung ist grundsätzlich zu bejahen. Seine Erhal- 
tung stellt eine Grundvoraussetzung für ein gesun- j 
des städtisches Leben dar. Einige der Anregungen | 
werden jedoch — so positiv sie zu beurteilen sind | 
— schwer zu verwirklichen sein, wie z. B. eine zeit- : 
liehe Begrenzung des Wirtschaftsverkehrs in größe- : 
rem Umfang, die nicht ohne zusätzliche Kosten für 
Wirtschaft und Straßenverkehrsunternehmen durch- 
zuführen ist. Bis auf Einzelfälle ist es auch nicht zu- 
treffend, daß Post und Spediteure sich bereits auf 
solche Regelungen eingerichtet hätten (III/167). Die 
Post ist im Gegenteil auf eine gewisse Privilegie- 
rung ihres Kraftfahrzeugverkehrs, gerade während 
der Hauptverkehrszeiten, angewiesen, wenn die 
ordnungsgemäße Postbedienung der Bevölkerung | 
nicht beeinträchtigt werden soll. Entsprechende Be- 
strebungen, die Postauflieferung von Großverladern 
zeitlich zu beschränken, sind bisher an den Forde- 
rungen der Wirtschaft gescheitert. 

Die Feststellungen der Sachverständigenkommis- | 
sion über den Einfluß der einheitlichen Ladenschluß- | 
Zeiten auf den innergemeindlichen Verkehr sind j 
durchaus zutreffend (III/173, 182). Sicherlich würden 
die Verkehrspolitik und die Verkehrsverhältnisse in 
den Gemeinden durch eine Auflockerung der ein- 
heitlichen Ladenschlußzeiten günstig beeinflußt. Es i 


stellen sich jedoch Schwierigkeiten entgegen, insbe- 
sondere wird das Arbeitszeit- und Arbeitskräftepro- 
blem möglicherweüse verschärft. Es könnte daran ge- 
dacht werden, im Zusammenhang mit einer Staffe- 
lung der Arbeitszeiten und der übrigen Betriebe und 
Verwaltungen im Gemeindebereich die Öffnungs- 
zeiten einiger Geschäfte zeitlich zu verlagern. Die 
Bundesregierung ist der Ansicht, daß diese Fragen 
einer eingehenden Prüfung unterzogen werden 
müßten. 

Die Bundesregierung erkennt die Bedeutung des 
Berufsverkehrs für die Verkehrsverhältnisse in den 
Gemeinden an. Sie teilt die Auffassung der Kom- 
mission, daß eine Verlagerung eines Großteils des 
Berufsverkehrs mit Privatfahrzeugen auf öffent- 
liche Verkehrsmittel die Verhältnisse in den Ge- 
meinden spürbar entlasten kann. Sie stimmt den 
zahlreichen Vorschlägen der Kommission für eine 
Verbesserung des Leistungsangebotes der öffent- 
lichen Verkehrsunternehmen zu; sie hält die Lei- 
stungsverbesserung für eine Grundvoraussetzung, 
um eine stärkere Benutzung der öffentlichen Ver- 
kehrsmittel im Berufsverkehr zu erreichen. Die in 
diesem Zusammenhang gegebenen Anregungen ziu 
Beseitigung der einkomniensteuerlichen (lohnsteuer- 
lichen) Abzüge von Kraftfahrzeugkosten müssen 
eingehend geprüft werden. Dabei wird darauf zu 
achten sein, daß den individuellen Berufsverkehr 
betreffende Maßnahmen dort nicht Nachteile her- 
vorrufen, wo Berufstätige aus verkehrsmäßig weni- 
ger erschlossenen Gebieten auf die Bnutzung des 
Privatwagens angewiesen sind. Es wird nicht leicht 
sein, wirksame steuerliche Maßnahmen zu treffen, 
die tatsächlich zu einer wesentlichen Einschränkung 
der Verwendung privater Kraftfahrzeuge im Berufs- 
verkehr führen, weil hier in starkem Maße Mo- 
mente, die nicht auf Kostenüberlegungen beruhen, 
die Entscheidung des Pkw-Fahrers beeinflussen. 

In gleicher Weise ist die Empfehlung zu werten, 
in Anlehnung an die Regelung in den Vereinigten 
Staaten von Amerika den Weg zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte bei allen Berufstätigen als Privat- 
angelegenheit zu behandeln (II1/196). 

Die Problematik der Kraftfahrzeugbesteuerung 
deutet der Bericht nur an. Die Bundesregierung wird 
der in diesem Zusammenhang gegebenen Empfeh- 
lung folgen und weitere Untersuchungen veranlas- 
sen. Sie wird insbesondere im Einvernehmen mit 
den Ländern prüfen, ob eine vollständige Befreiung 
der Straßenfahrzeuge des öffentlichen Personennah- 
verkehrs von der Kfz-Steuer angebracht ist, um die- 
sen Verkehr noch mehr als bisher zu entlasten. Dem 
gleichen Ziele würde die nachträgliche Erstattung 
eines Teiles der Mineralölsteuer in Form einer „Be- 
triebsbeihilfe" dienen, die sich auf den nicht zweck- 
gebunden Teil beschränken müßte. Die Bundesre- 
gierung wird ferner einen Gesetzentwurf vorlegen, 
der eine vollständige Befreiung des Straßenbahn- 
und Obiisverkehrs von der Beförderungsteuer sowie 
eine Erweiterung der Beförderungsteuerfreiheit für 
den Orts- und Nachbarortslinienverkehr mit Kraft- 
omnibussen ebenso wie des Personennahverkehrs 
der Deutschen Bundesbahn und der nichtbundeseige- 
nen Eisenbahnen vorsieht. Es ist allerdings offen, 
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ob die erwähnten steuerlichen Maßnahmen zu einer 
fühlbaren Tarifsenkung führen würden, die den 
Halter eines Personenkraftwagens veranlassen, 
könnte, statt seines eigenen Fahrzeuges ein öffent- i 
liches Verkehrsmittel zu benutzen. I 

4. Der Auffassung, daß selbst bei großzügigem 
Ausbau des städtischen Straßennetzes und bei guter 
Regelung des Straßenverkehrs den öffentlichen Ver- 
kehrsmitteln künftig in größerem Maße als bisher 
Verkehrsaufgaben zufallen werden, stimmt auch die 
Bundesregierung zu. Die empfohlene Verbesserung 
des öffentlichen Personennahverkehrs spielt gerade 
bei der Abstimmung mit dem Individualverkehr 
eine entscheidende Rolle. 

Die familienpolitischen Belange, auf deren Bedeu- 
tung der Bericht nicht näher eingegangen ist, soll- 
ten verstärkt berücksichtigt werden; so z. B. der 
Einsatz von Schulbussen, genügende zeitgerechte 
Verkehrsverbindungen zwischen Wohn- und Aus- 
bildungsstätten, familienfreundliche Beförderungs- 
und Tarifbestimmungen sowie die technische Aus- 
gestaltung der Verkehrsmittel. 

Die Empfehlungen zur Wahl des zweckmäßigsten 
Verkehrsmittels, zu den fahrwegtechnischen Fragen 
und zur Anpassung an die Verkehrsbedürfnisse sind 
in ihrer Gesamtheit zu bejahen. Daneben bestehen 
aber auch Verbesserungsmöglichkeiten in der Fahr- 
zeugtechnik, die nicht weiter behandelt worden sind. 
Die Bundesregierung hat hierzu eine Ergänzungs- 
untersudiung veranlaßt. 

Die Empfehlungen zur Wiederherstellung der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der öffentlichen 
Personennahverkehrsunternehmen zur Verwirk- 
lichung der eigenwirtschaftlichen Wirtschaftsfüh- 
rung, insbesondere auch zur Abgeltung betriebs- 
fremder und gemeinwirtschaftlicher Belastungen 
und Auflagen können mit gewissen Vorbehalten 
gutgeheißen werden. 

Die aus den Gegebenheiten im stärker wettbe- 
werbsorientierten Güterverkehr entwickelten 
Grundsätze der Verkehrsnovelle von 1961 lassen 
sich nicht immer mit den gleichen gesetzlichen Ver- 
fahrensvorschriften auf den strukturell anders ge- 
arteten öffentlichen Straßen-Personenverkehr über- 
tragen. Genauso wie diese von der Sachverständi- 
genkommission (III/317 a bis e) zusammengestellten 
Grundsätze keineswegs etwa geschlossen für den 
gesamten, durch die 1961er Novellen betroffenen 
Güterverkehr gelten, sind sie auch im Straßen-Per- 
sonenverkehr nur in der ihm gemäßen Weise anzu- 
wenden. Der Grundsatz der Abgeltung gemeinwirt- 
schaftlicher Leistungen durch eine Ausgleichszah- 
lungspflicht der öffentlichen Hand ist z. B. durch die 
Verkehrsnovellen nur bei der Eisenbahn (vgl. § 28 a 
BbG) eingeführt. Der Grundsatz des Ausgleichs ge- 
meinwirtschaftlicher Leistungen wird bejaht. § 39 
Abs. 2 PBefG gibt dem Unternehmer einen Anspruch 
auf eigenwirtschaftliche Tarifgestaltung. Entgegen- 
stehende Tarifauflagen führen zu einem Ausgleichs- 
anspruch. 

Der Straßen-Personenverkehr wird im Gegensatz 
zum Güterverkehr (z. B. Güterfernverkehr, Eisen- 


bahn- und Binnenschiffahrisverkehr) jeweils nur für 
eine beslimmte Verkehrsverbindung genehmigt, und 
zwar nach vorausgegangener eingehender Prüfung 
aller wesentlichen Faktoren. Diese Genehmigungs- 
voraussetzungen sind für den gesamten hier in Be- 
tracht kommenden öffentlichen Personennahverkehr 
(Straßenbahnen, U-Bahnen, Obusse, Kraftfahrzeug- 
linien) in § 13 PBefG statuiert. Hiernach kann Wett- 
bewerbsverzerrungen im Personennahverkehr vor- 
gebeugt werden. (III/319). Bereits nach geltendem 
Kommunalrecht (Gemeindeordnungen, Eigenbe- 
triebsverordnungen) sind die unmittelbar (Eigenbe- 
trieb) oder mittelbar (unter überwiegender Beteili- 
gung der öffentlichen Hand) von Gemeinden betrie- 
benen Verkehrsunternehmen nach dem Prinzip der 
kostendeckenden Eigenwirtschaftlichkeit zu führen; 
dasselbe gilt für die Bundespost (§ 15 Postverwal- 
tungsgesetz). Auch die Bundesbahn ist verpflichtet, 
ihren Personenverkehr nach kaufmännischem Prin- 
zip zu betreiben (§ 28 BbG). Für die am öffentlichen 
Personennahverkehr beteiligten Privatunternehmer 
ist die Anwendung kaufmännischer Grundsätze eine 
Selbstverständlichkeit, die keiner zusätzlichen ge- 
setzlichen Regelung bedarf. Die Anregung der Kom- 
mission, dieses kaufmännische Prinzip in Anlehnung 
an § 28 BbG nochmals als besondere Vorschrift ins 
Personenbeförderungsgesetz aufzunehmen (III/ 
323 a), erscheint nicht erforderlich, da die ge- 
wünschte gesetzliche Regelung — soweit nötig — 
bereits vorhanden ist. Die kommunalen Aufsichts- 
behörden sollten angehalten werden, mehr als bis- 
her ihre Aufmerksamkeit darauf zu richten, daß die 
kommunalen Verkehrsunternehmen im Sinne der 
gemeinderechtlichen Vorschriften auch tatsächlich 
nach dem Prinzip der Eigenwirtschaftlichkeit geführt 
werden (III/323 b und c). Die Konsequenz wird 
bei Betrieben mit Verlustabschlüssen eine Überprü- 
fung ihrer Wirtschaftsführung und ihrer Tarife sein. 

Die im Eigeninteresse der öffentlichen Hand von 
den Unternehmen des öffentlichen Nahverkehrs ver- 
langten Leistungen sollen angemessen abgegolten 
werden (III/324). Dieser Anspruch der Unternehmen 
wird durch den Grundsatz bekräftigt, daß die Be- 
förderungsentgelte gleichmäßig anzuwenden sind 
(§ 39 Abs. 3 PBefG). Für gemeindliche Betriebe 
schreiben außerdem die Gemeindeordnungen (vgl. 
§ 72 DGO) und die Eigenbetriebsverordnungen (vgl. 
III/ 316) das Entsprechende vor. Zur rechtlichen Fun- 
dierung dieses Abgeltungsanspruches bedarf es kei- 
ner Aufnahme einer zusätzlichen, dem § 5 BbG und 
§ 8 EigBVO entsprechenden Vorschrift in das Per- 
sonenbeförderungsgesetz. Es ist Aufgabe der Auf- 
sichtsbehörden, wo etwa bei städtischen Verkehrs- 
betrieben der Grundsatz nicht streng durchgeführt 
wird, einzugreifen. 

5. Bei der Betrachtung des wirtschaftlichen Gesamt- 
verkehrs spielen die kommunalen Verkehrsbetriebe 
nicht nur im Orts-, sondern auch im Nachbarortsver- 
kehr eine große Rolle. Dabei ist auch die große Be- 
deutung der Eisenbahnen für die Bedienung des Be- 
rufsverkehrs sowie der sonstigen Verkehrsbedürf- 
nisse im Umland der Städte zu würdigen. Angesichts 
einer notwendigen Straßenentlastung soll eine Stei- 
gerung des Vorortverkehrs der Eisenbahn ange- 
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strebt werden, ln diesem Zusammenhang wird von 
einer im Gosamtintercsse liegenden „Renaissance ; 
der Schiene" für den Personennahverkehr gespro- : 
chen (III/364 ff.). Dem wird im Interesse einer opti- ; 
malen Verkehrsbedienung von Stadt und Land | 
grundsätzlich beigepflichtet. Insbesondere wird der ! 
stärkere Einsatz des Schienenverkehrs einen wichti- 
gen Beitrag zur Entlastung des städtischen Ver- 
kehrs liefern. Zur Verbesserung der Gesamtver- 
kehrsbedienung ist vor allem auch eine verstärkte 
Zusammenarbeit aller Träger des öffentlichen Nah- 
verkehrs von großer Bedeutung. Der Bundesminister 
für Verkehr hat bereits seinen wissenschaftlichen 
Beirat beauftragt, Untersuchungen über die Ausar- 
beitung wissenschaftlich fundierter, konkreter Maß- 
stäbe anzustellen, nach denen beurteilt werden | 
kann, wie die zweckmäßigste und optimale Ver- | 
kehrsbedienung eines Gebiets sicherzustellen ist. ; 

Der Gedanke, bei volkswirtschaftlicher Gesamt- | 
schau könnten auch verhältnismäßig sehr hohe In- i 
vestitionen für öffentliche Personennahverkehrsmit- 
tel, die aus der Sicht des Unternehmens allein nicht 
zu verantworten wären, wirtschaftlich sein, wenn 
sich hierdurch Investitionen für den Individualver- 
kehr in ähnlicher Höhe einsparen lassen (z. B. Bau 
der zweiten Ebene für den öffentlichen Verkehr 
[1II/370]) und es deshalb auch gerechtfertigt sei, die 
Kosten für den unter- oder oberirdischen Fahrweg 
des öffentlichen Verkehrsmittels diesem nicht oder 
nur teilweise anzulasten (111/371), bedarf besonderer 
Prüfung im Einzelfall. Siehe auch die Bemerkungen 
zur Frage IX/119 auf Seite 30. 

Daß durch eine Verlegung des öffentlichen Nah- 
verkehrs in die zweite Ebene Straßenbauinvestionen 


im wesentlichen Umfang erspart werden, wird — 
ausgenommen allenfalls in einem sehr eng begrenz- 
ten Innenstadtbereich — nicht sehr häufig sein. 

Die Bundesregierung teilt jedoch durchaus die 
xA^uffassung, daß die sehr erheblichen finanziellen 
Belastungen für die Herstellung eines vom Indivi- 
dualverkehr getrennten Fahrweges des öffentlichen 
Verkehrsmiittels so hoch sein können, daß sie von 
den Unternehmen nicht mehr erwirtschaftet werden 
können. Insofern sieht sie es grundsätzlich als ge- 
rechtfertigt an, unter gewissen Voraussetzungen 
diese Kosten den Unternehmen nicht oder nur zum 
Teil anzulasten. Sie wird prüfen, ob sie von der 
öffentlichen Hand übernommen werden können. 
Dabei läßt sie sich von der Vorstellung leiten, daß 
die Verbesserungen nicht nur dem Unternehmen 
dienen, sondern auch dem Staat und der Gemeinde 
zugute kommen. Für den Bereich des Bundes hält 
die Bundesregierung eine gesetzliche Regelung für 
denkbar, nach der sie für feste Anlagen des öffent- 
lichen Personennahverkehrs Zuschüsse gewähren 
kann, insbesondere soweit diese Anlagen im Zu.- 
sammenhang mit Bundesfernstraßen stehen, oder 
soweit sie der Erfüllung von Bundesaufgaben die- 
nen. Es sollte dem Bund als Eigentümer des Unter- 
nehmens Deutsche Bundesbahn außerdem die Mög- 
lichkeit eingeräumt werden, darüber hinaus der 
Deutschen Bundesbahn Bundeszuschüsse zu gewäh- 
ren, soweit es sich um Anlagen der Deutschen Bun- 
desbahn handelt. Die Wahrnehmung solcher neuen 
Aufgaben setzt aber voraus, daß die notwendigen 
Mittel außerhalb des dem Bundesfernstraßenbau 
dienenden zweckgebundenen Anteils an der Mine- 
ralölsteuer beschafft werden. 


Frage IV 

Wie können die Schwierigkeiten bei der Unterbringung des ruhenden 
Verkehrs behoben werden? 

Wie kann die private Initiative zur Errichtung von Verkehrsanlagen für 
den ruhenden Verkehr gefördert werden? 


A. Wesentliche Empfehlungen der 
Sachverständigenkommission 

Grundsätzlich muß zwischen Stellraum in und 
außerhalb des öffentlichen Straßenraumes unter- 
schieden werden. Die Sachverständigenkommission 
kommt zu den Grundforderungen, den öffentlichen 
Straßenraum künftig mehr dem fließenden Verkehr 
und den Fußgängern zur Verfügung zu stellen (IV/ 
18), den ruhenden Verkehr weitgehend auf private 
Stellplätze zu verweisen (IV/21) und auch im ruhen- i 


! den Verkehr dem Wirtschaftsverkehr vor dem 
I Berufsverkehr Vorrang einzuräumen (IV/4). 


Unterbringung des ruhenden Verkehrs im 
öffentlichen Straßenraum 

Die Rechtsgrundlagen für die Nutzung öffentlicher 
Straßen und Plätze für Zwecke des ruhenden Ver- 
kehrs müssen grundsätzlich überprüft werden (IV/ 
21 ). 
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Die Grenzen für die Inanspruchnahme der öffent- 
lichen Verkehrsflächen durch den ruhenden Ver- 
kehr sind im Straßenverkehrsrecht generell aufzu- 
zeigen und die rechtlichen Grundlagen für Maßnah- 
men, die darüber hinaus örtlich erforderlich sind, j 
weiter auszugestalten (IV/28). Für das Verkehrs- I 
rechtlich zulässige „Parken" sollte eine zeitliche j 
Höchstdauer, die nicht über 24 Stunden hinausgeht, ! 
festgelegt und das Aufstellen von Kraftfahrzeugen 
über diese Höchstgrenze hinaus als „Abstellen" be- 
zeichnet und für unzulässig erklärt werden, soweit 
es nicht im Einzelfall besonders gestattet wird (IV/ 
30). Solange Einstellplätze in ausreichender Zahl 
nicht zur Verfügung stehen, sollte das Abstellen 
von Kfz im öffentlichen Straßenraum über die zu- 
lässige Parkzeit hinaus im Rahmen des Zumutbaren 
zunächst großzügig genehmigt werden (IV/31). 

Auf die Ausweisung von Stellplätzen neben den 
Fahrspuren sollte in stark befahrenen Straßen 
wegen der Behinderung des fließenden Verkehrs 
u. U. verzichtet werden (IV/34). Das gemäß StVO 
zugelassene Parken auf Gehwegen sollte nur noch 
für eine begrenzte Übergangszeit erlaubt werden 
(IV/36). 

Zur Parkzeitbeschränkung bzw. Parkzeitbegren- 
zung sollte durch eine Ergänzung der StVO ermög- 
licht werden, besondere Zonen oder Gebiete einzu- 
richten und die Einhaltung dieser Beschränkungen 
mit Hilfe von Parkscheiben zu überwachen (sog. 
„blaue Zonen") (IV/41 bis 43). 


Unterbringung des ruhenden Verkehrs außerhalb 
des öffentlichen Straßenraumes 

Uber die derzeitige Regelung der Reichsgaragen- 
ordnung hinaus wird eine gesetzliche Regelung be- 
nötigt, nach der die Bauaufsichtsbehörden auch ohne 
Änderung der baulichen Nutzung bei Bedarf die Er- 
richtung von Stellplätzen fordern können (IV/52). 

Eine strenge Anwendung der Reichsgaragenord- 
nung, der Landesbauordnungen und entsprechender 
neu zu schaffender Bestimmungen für Stellplätze in 
Altbaugebieten ist notwendig (IV/54). 

Da baurechtliche Bestimmungen die Einrichtung 
von Parkhäusern gelegentlich erschweren, sollten 
sie hinsichtlich der Vorschriften über die Tiefenbe- 
bauung von Grundstücken den Erfordernissen ange- 
paßt werden (IV/58). 

Die Gemeinden sollten bei der Schaffung von 
Stellplätzen die private Initiative dadurch fördern, 
daß sie in den Bebauungsplänen für die Errichtung 
von Parkbauten geeignete Grundstücke ausweisen 
und sie mit öffentlichen Mitteln erwerben (IV/61). 

Bei Errichtung von Parkbauten auf städtischen 
Grundstücken ist auf eindeutige Verträge zwischen 
Gemeinde und Unternehmer zu achten, damit die 
freie Verfügbarkeit der Stellplätze im Rahmen einer 
sinnvollen Parkraumpolitik nicht verloren geht (IV/ 
62). Die Höhe der Benutzungsentgelte für Stellplätze 
ist u. U. räumlich zu staffeln (IV/67). Aus Gründen 


der Rentabilität der Anlagen empfiehlt es sich, an 
Parkbauten gewerbliche Zusatzbetriebe anzuglie- 
dern, wofür eine Revision der Gewerbe- und Bau- 
aufsichtsbestimmungen nötig ist (IV/70). Inter- 
essierte Firmen sollten sich mehr als bisher zu Park- 
gemeinschaften oder Parkringen zusammenschließen 
und ihren Kunden beim Einkauf die Parkgebühr 
(Schutzgebühr) erstatten (lV/71). 

Darüber hinaus sollten noch die folgenden Grund- 
sätze beachtet werden: 

Die Parkdauer beschränken (Parkuhren und Park- 
scheiben), den zusätzlich erforderlichen Stellplatz- 
bedarf außerhalb des Straßenraumes nach Möglich- 
keit in größeren gemeinsamen Anlagen schaffen, bei 
längerer Parkdauer den Kraftfahrer an längere Fuß- 
wege gewöhnen, in den Außen- und Wohnbezirken 
schrittweise das Abstellen von Fahrzeugen unter- 
binden (in Zukunft wird das Halten eines Kraft- 
wagens die Beschaffung eines Stellplatzes voraus- 
setzen) und eine Koordinierung aller für Maßnah- 
men zur Unterbringung des ruhenden Verkehrs zu- 
ständigen Stellen (IV/Z VI). 


B. Bemerkungen der Bundesregierung 

Die Überlegungen, aus denen die Sachverstän- 
digenkommission ihre Forderungen entwickelt, sind 
anzuerkennen. Es ist auch zu begrüßen, daß nicht 
nur die Probleme der innerstädtischen Gebiete ange- 
sprochen, sondern auch die Wohngebiete einbezogen 
werden. Die Grundforderungen und Anregungen 
richten sich im wesentlichen an die Gemeinden, die 
im Rahmen einer planvollen Parkraumpolitik diese 
beachten sollten. 

1. Die Empfehlung, für das verkehrsrechtlich zu- 
lässige Parken bundeseinheitlich in der StVO eine 
Höchstdauer von 24 Stunden festzulegen und das 
Aufstellen über diese Zeit hinaus als „Abstellen" 
zu bezeichnen (IV/30), ist problematisch und vorerst 
aus praktischen Gründen nicht zu verwirklichen. Es 
wäre notwendig, für Ausnahmen eine Regelung vor- 
zusehen, durch die die Erreichung des gedachten 
Zieles fragwürdig würde. Außerdem wäre allein zur 
Erledigung der Ausnahmeanträge ein erheblicher 
Verwaltungsaufwand erforderlich. Ebenso könnten 
in vielen Fällen die Ortsfremden einer derartigen 
Regelung nicht folgen. Auch die Überwachung einer 
solchen Vorschrift birgt manche Probleme in sich. 

2. Die allgemeine Zweckmäßigkeit der empfohle- 
nen Einrichtung von Parkzonen und Anwendung von 
Parkscheiben (IV/41 bis 43) in den Innenstädten in 
Anlehnung an verschiedene ausländische Beispiele 
ist nach Auffassung der Bundesregierung bisher noch 
nicht ausreichend erwiesen. Den Vorstellungen, die 
StVO so zu ergänzen, daß es möglich wird, solche 
Zonen („blaue Zonen") einzurichten (IV/43), ist ent- 
gegenzuhalten, daß an dem in Deutschland gelten- 
den Grundsatz, Verkehrsbeschränkungen wohl für 
Straßen, nicht aber für ganze Zonen einzurichten, 
festgehalten werden sollte. 
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Die Praxis hat gezeigt, daß bei Anwendung von 
Parkscheiben sich eine Reihe von Möglichkeiten 
bietet, die Parkzeitbegrenzung zu umgehen. Im übri- 
gen ist aber nach geltender Rechtsauffassung die 
Verwendung der Parkscheiben zulässig. Soweit die 
Gemeinden von ihnen Gebrauch machen wollen, ist 
ihnen das jederzeit möglich. Es wird noch beraten, 
ob dazu ein einheitliches Verfahren eingeführt wer- 
den soll. 

Die Anwendung der Parkuhren zur Beschränkung 
der Parkzeit hat sich bewährt und wird daher bei- 
behalten (siehe hierzu auch die Bemerkungen zu 
Frage III). 

Im Rahmen der Vorbereitung der neuen StVO 
werden Grundsätze über die Einschränkung des 
Dauerparkens erarbeitet. Es wird angestrebt, die 
Dauerparker aus den Innenstädten heraus zu ver- 
legen. In den Innenstädten sollte aber weiterhin so- 
viel wie möglich Gelegenheit zum Kurzparken gege- 
ben werden. 


3. Die Empfehlungen zu der Frage, wie die private 
Initiative zur Errichtung von Anlagen des ruhenden 
Verkehrs gefördert werden kann, richten sich weit- 
gehend an die Städte und zielen darauf ab, durch 
städtische Starthilfen das nötige privatwirtschaft- 
liche Interesse an dieser Aufgabe zu wecken (IV/ 
61 bis 72). Der besondere Wert dieser Hilfen liegt 
darin, daß im Sinne eines rationellen Gesamtver- 
kehrs und der Entlastung einzelner Stadtbezirke 
eine einheitliche Parkraumpolitik verfolgt werden 
kann, deren klare Konzeption die zukünftige Ent- 
wicklung berücksichtigt. Er sollte nach Auffassung 
der Bundesregierung nicht unterschätzt werden. 

Bei den Anregungen bezüglich der Anpassung der 
baurechtlichen Bestimmungen hinsichtlich Abmes- 
sung von Parkbauten (IV/54) sowie zur Revision der 
gewerbe- und bauaufsichtlichen Bestimmungen bei 
Verbindung gewerblicher Zusatzbetriebe mit Park- 
bauten (IV/70) sind in überwiegendem Maße die 
Länder angesprochen. 


Frage V 

In welchem Umfang können die innerstädtischen Verkehrswege durch die 
Erschließung weiterer Verkehrsebenen entlastet werden? 


A. Wesentliche Empfehlungen 
der Sachverständigenkommission 

Die Möglichkeiten für die Anwendung weiterer 
Verkehrsebenen und die Vor- und Nachteile der 
Hoch- und Tieflage für Schienenverkehrswege, Stra- 
ßen, Fuß- und Radwege sind vorwiegend in tech- 
nischer und betrieblicher Hinsicht eingehend erörtert 
worden. Eine absolute Trennung der Verkehrswege 
in verschiedene Ebenen würde vor allem im Stadt- 
kern die beste Verkehrslösung ergeben. Der kon- 
sequenten Anwendung dieses Prinzips sind aber 
aus finanziellen und städtebaulichen Gründen Gren- 
zen gesetzt (V/Z VI). Doch bringen auch Teillösun- 
gen — im Stadtkern unterirdisch geführte Schienen- 
verkehrsmittel, Bau mehrgeschossiger Straßen- 
knotenpunkte und durchgehender Straßen in einer 
besonderen Ebene — bereits erhebliche verkehrliche 
Verbesserungen. 

Weitere Verkehrsebenen für den öffentlichen 
Verkehr 

Für das öffentliche Verkehrsmittel kommt in den 
Innenstädten als 2. Ebene bevorzugt die Tieflage in 
Betracht (V/11). Soll der Stadtkern auch von den 
gebündelten Vorortbahnen durchfahren werden, so 
ist eine rechtzeitige Abstimmung zwischen den Tras- 


sen der unterirdisch geführten Verkehrsmittel und 
den Trassen der Bundesbahn erforderlich (V/26). 

Der Haltestellenabstand der Schienenbahnen sollte 
im Kerngebiet der Städte nicht größer als 600 m 
gewählt werden (V/27). Unterirdische Bahnhöfe 
müßten mit Zwischengeschossen für Fußgänger aus- 
gestattet werden (V/28). 

Die Verkehrsbedienung stark belasteter Omnibus- 
linien der Innenstadt sollte künftig auf die U-Stra- 
ßenbahn verlagert werden (V/35). Die Entwicklung 
von Straßenbahn-Großraumwagen für den Tunnel- 
betrieb wäre zu fördern (V/43). 

Bei großen Verkehrsaufkommen sollten die radial- 
gerichteten Vorortbahnen modernisiert, ihr Betrieb 
auf starren Fahrplan umgestellt und die Strecken 
zusammengefaßt werden, und zwar in der Innenstadt 
vorwiegend unterirdisch (V/51). 

Die Wahl des öffentlichen Verkehrsmittels für die 
zweite Ebene (U-Straßenbahn • — Stadtschnellbahn) 
ist von der Größe der Städte und der zu fordernden 
Beförderungskapazität abhängig (V/70 bis 80). Da- 
bei ist zu prüfen, inwieweit die Bundesbahn und 
andere Eisenbahnen durch Verbesserung und Aus- 
bau ihrer Anlagen zur Bewältigung des öffentlichen 
Personennahverkehrs beitragen können (V/81). 
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Weitere Verkehrsebenen für den 
Kraftfahrzeugverkehr 

Weitere Verkehrsebenen für den Kraftfahrzeug- | 
verkehr sind in der Regel überall dort sinnvoll, wo 1 
weder eine Änderung des Verkehrsablaufs in der I 
Straßenebene noch betriebliche Maßnahmen wie ; 
Verkehrsregelungen, Lichtsignalanlagen und Ein- | 
bahnstraßensysteme, die erforderliche Leistungs- ! 
fähigkeit und Sicherheit der Verkehrsanlagen her- 
zustellen vermögen (V/Z III). 

Bei der Planung sollte der geeignete Verlauf von 
Hoch- und Tiefstraßen nur im Rahmen eines 
Generalverkehrsplanes unter Berücksichtigung der 
gegenwärtigen und künftigen Verkehrsströme er- 
mittelt werden (V/90). Innerstädtische Straßen in 
einer zweiten Ebene haben nur dann den größt- 
möglichen Verkehrswert, wenn sie mit dem übrigen 
Straßennetz durch eine ausreichende Zahl leistungs- 
fähiger Anschlüsse verbunden sind (V/130). 

Weitere Verkehrsebenen für den Fußgänger- und 
Radverkehr 

Die zweite Ebene für Fußgänger und ggf. auch 
für Radfahrer ist vor allem aus Gründen der Ver- 
kehrssicherheit mehr als bisher anzuwenden (V/143). 
Liegen Haltestellen von öffentlichen Verkehrsmit- 
teln in der zweiten Ebene, sollte auch der Fußgän- 
gerverkehr grundsätzlich kreuzungsfrei geführt wer- 
den (V/134). 


B. Bemerkungen der Bundesregierung 

Die Bundesregierung begrüßt die umfassende Ab- 
handlung dieses für die Verkehrsplanung der Ge- 
meinden und die Verbesserung der Verkehrsver- 
hältnisse bedeutungsvollen Teilgebietes insbeson- 
dere deshalb, weil die zunehmenden Verkehrs- 
schwierigkeiten immer mehr dazu zwingen werden, 
sich mit der Frage der Verlegung eines Verkehrs- 
mittels in die zweite Ebene auseinanderzusetzen. Sie 
sieht gerade die Gegenüberstellung der technischen 
Möglichkeiten bei der Anwendung weiterer Ebenen 
für den individuellen, den öffentlichen Verkehr und 
dem Fußgänger- und Radfahrerverkehr sowie die 
Darstellung der Vor- und Nachteile der einzelnen 
Lösungen als zweckmäßig und gut an. Wenn auch 
die Untersuchung hierbei keine wesentlich neuen 
Gesichtspunkte und Erkenntnisse bringt, so kann 
doch festgestellt werden, daß die Sachverständigen- 
kommission zur Entlastungsmöglichkeit der inner- 
städtischen Verkehrswege wertvolle Anregungen 
gibt. 

1. Die verschiedentlich gegebenen Hinweise, daß 
mehrere Ebenen nicht in allen Fällen die sinnvol- 


lere Lösung zur Behebung der Schwierigkeiten des 
Straßenverkehrs darstellen, werden von der Bundes- 
regierung nachdrücklich unterstrichen (V/92), Dies 
gilt auch für die Ausführungen, daß die zweite 
Ebene nicht als Allheilmittel angesehen werden 
könne, weil mehrere Verkehrsebenen gleichzeitig 
neue Probleme aufwerfen (V'IO). 

Weitere Verkehrsebenen sollten grundsätzlich 
nur in Erwägung gezogen werden, wenn eine um- 
fassende und sich auf alle Verkehrsmittel und Ver- 
kehrsträger erstreckende Gesamtverkehrsplanung 
durchgeführt worden ist, die diesen Weg als den 
einzig richtigen erkennen läßt. Vor allem sollte auch 
der Tatsache Rechnung getragen werden, daß Bun- 
desbahn und andere Eisenbahnen bereits durch 
einen verhältnismäßig geringfügigen Ausbau ihrer 
Anlagen für die Vorortbahnen wesentliche Beiträge 
zu leisten in der Lage sind. 

2. Wegen der erheblichen Aufwendungen, die für 
Bau, Betrieb und Unterhaltung von Verkehrsanlagen 
in weiteren Ebenen — insbesondere der unterirdi- 
schen — notwendig werden, wäre es wertvoll ge- 
wesen, wenn die Sachverständigenkommission auch 
die Kostenfrage näher untersucht hätte. Das bezieht 
sich vor allem auf Anlagen für die öffentlichen Ver- 
kehrsmittel. Diejenigen Städte, die vor der Not- 
wendigkeit stehen, die zweite Verkehrsebene mit 
heranzuziehen, wären damit in die Lage versetzt, 
sich ein Bild über die anfallenden Belastungen und 
auch die Folgekosten zu machen. Es wäre zum Bei- 
spiel sicher gerade von einer Reihe größerer Städte 
begrüßt worden, wenn die zum Teil sehr detaillier- 
ten Ausführungen über die Wahl des öffentlichen 
Verkehrsmittels für die zweite Ebene durch Anga- 
ben ergänzt worden wären, die einen Vergleich der 
Kosten bei Tieflage mit den Kosten bei Hochlage 
zugelassen hätten. 

Auf den Zeitbedarf für die Verwirklichung von 
Planungen für weitere Verkehrsebenen ist in dem 
Bericht nicht besonders eingegangen worden. Er 
spielt wegen der Notwendigkeit, möglichst bald 
und für jeden Bauabschnitt hohe Verkehrswerte zu 
erzielen, eine nicht unwesentliche Rolle bei der 
Wahl, welche Ebene, — Hoch- oder Tieflage — - auf- 
gesucht werden soll. Es wäre begrüßenswert ge- 
wesen, wenn der Bericht auch hierzu Erfahrungs- 
werte mitgeteilt und Ausführungen gemacht hätte. 

Der Empfehlung, mehr als bisher für den Fuß- 
gänger und gegebenenfalls auch für den Radfahrer 
die zweite Ebene anzuwenden, wird zugestimmt. 
Durch die Herausnahme von Fußgängern und 
Radfahrern aus den Flächen für alle Verkehrsteil- 
nehmer wird vor allem in den Stadtzentren nicht nur 
die Verkehrssicherheit erhöht, sondern auch zu 
einem flüssigeren Verkehrsablauf beigetragen. 
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Frage VI 

Durch welche sonstigen Maßnahmen können die Verkehrsverhültnisse der 
Gemeinden verbessert werdend 


A. Wesentliche Empfehlungen der 
Sachverständigenkommission 

Bei Behandlung dieser Frage hat sich die Sach- 1 
verständigenkommission auf Hinweise zur über- ' 
Windung der Schwierigkeiten bei der Beschaffung j 
von Grund und Boden für Verkc'hrszwecke be- 
schränkt. Sie hat vornehmlich Vorschläge zum frei- 
händigen Grunderwerb, zur Landbeschaffung im | 
Wege der Baulandumlegung und der Flurberoini- j 
gung sowie zur Enteignung unterbreitet. 

! 

Baumaßnahmen an Bundes- und Landstraßen sol- 
len in stärkerem Maße als bishtu' auf Bebauungs- 
pläne gestützt werden (VI 6). Dabei ist zu prüfen, 
ob durch eine Änderung oder Beschleunigung des 
Verfahrens zur Aufstellung der Pläne die Voraus- 
setzungen für den Grunderwerb schneller oder leich- I 
ter geschaffen werden können (VI 3). j 

Unter Hinweis auf die Liegenschaftsärnter der grö- ; 
ßeren Städte sollen auch in Gemeinden geringerer | 
Größe, soweit mit größerem Grundstücksbedarf zu 
rechnen ist, organisatorische und personelle Vor- 
aussetzungen für eine sachkundige und schnelle I 
Abwicklung der Grimdstücksgeschäfte geschaffen ; 
werden (VI/14). Den Baubehörden und insbesondere | 
den Straßenbauverwaltungen der Länder wird ge- : 
raten, sich eine besondere Grunderwerbsorgani- 
sation zu schaffen (VI/ 15). 

Bei der Baulandumlegung sollte dem Bedarfs- und 
Erschließungsträger für überörtliche Verkehrswege, ! 
wenn er kein geeignetes Ersatzland in die Ver- 
teilungsmasse einbringen kann, gestattet werden, 
seinen Beitrag in Geld zu leisten (Vl/17). ! 

Durch Verwaltungsvereinbarungen der für das ' 
Straßenwesen und für die Flurbereinigung zustän- | 
digen obersten Landesbehörden ist bei Anwendung | 
des Flurbereinigungsverfahrens eine reibungslose j 
und aufgeschlossene Zusammenarbeit der nachge- , 
ordneten Behörden sicherzustellen (VI/21). i 

Die Bemühungen um das Zustandekommen eines i 
Bundesenteignungsgesetzes und damit übereinstim- ■ 
mender Landesenteignungsgesetze sollten beschleu- ! 
nigt fortgesetzt werden (VI 24). Die Handhabung 
des Enteignungsverfahrens und die Rechtsgrundla- j 
gen dafür bedürfen einer Überprüfung, ob Erleich- i 
terungen und Beschleunigungen für Zwecke der 
öffentlichen Verkehrsbauten erreicht werden kön- 
den (Vl/27). Bei der Neuregelung des Enteignungs- , 
rechts sollte, zumindest bei Baumaßnahmen für ! 
Verkehrszwecke, als Zulässigkeitsvoraussetzung i 
lediglich die Feststellung des Planes, wie im Bundes- . 


fernstraßengesetz, als ausreichend angesehen wer- 
den (VI/31). 

Die Voraussetzungen für die vorzeitige Besitzein- 
weisung und die Verpflichtung der Enteignungsbe- 
hörde zur Einweisung des Bedarfsträgers in den Be- 
sitz der benötigten Grundstücke sollten im Bundes- 
baugesetz und im künftigen Bundesenteignungsge- 
setz nach dem Vorbild des Bundesfernstraßenge- 
setzes geregelt werden (VI/33). 

In den Enteigungsvorschriften sollte — ohne daß 
damit die Begründung eines Rechtsanspruches ver- 
bunden wird — die Möglichkeit zur Entschädigung 
in Land für solche Betroffenen geschaffen werden, 
die auf Grundbesitz angewiesen sind (VI/38). 


B. Bemerkungen der Bundesregierung 

Die Vorschläge für die Verbesserung der Verhält- 
nisse beim Grunderwerb für Verkehrszwecke wer- 
den im wesentlichen begrüßt. Einige Empfehlungen 
bedürfen jedoch eines gewissen Vorbehalts. 

1. Die Erfahrung hat noch nicht bestätigt, daß es 
zweckmäßig und auch förderlich ist, Baumaßnahmen 
für Bundes- und Landesstraßen außerhalb der Be- 
bauungsgebiete auf Bebauungspläne nach dem Bun- 
desbaugesetz zu stützen (VI/6). Die Anfechtungs- 
klagen gegen die Planfeststellung sind nicht so häu- 
fig und meist auch nicht so wirksam, daß man an- 
nehmen könnte, mit dem Bebauungsplanverfahren 
schneller zum Ziele zu kommen. Außerdem benö- 
tigt man bei letzterem in der Regel noch ein ergän- 
zendes Planfeststellungsver fahren. 

2. Das für überörtliche Straßen erforderliche Ge- 
lände im Wege der Umlegung nach dem Bundesbau- 
gesetz bereitzustellen, erscheint bei neuen Straßen 
nicht ratsam, weil Sinn und Zweck der Umlegung 
im Sinne des § 45 BBauG nicht die Neuverteilung 
des Bodens oder die Durchführung von Planungsab- 
sichten ist, sondern die zukünftige bessere Ordnung 
des Umlegungsgebietes. Grundstücke, die für neue 
überörtliche Straßen benötigt werden, sollten des- 
halb von der Umlegung ausgenommen werden 
(VI/16). Für die Bereitstellung von Gelände für 
überörtliche Straßen außerhalb der Bebauungsge- 
biete gibt das Flurbereinigungsgesetz eine bessere 
pnd zweckmäßigere Grundlage. 

3. Die Bundesregierung hat die Vorschläge der 
Kommission für eine Neuregelung des Enteigungs- 


23 



Drucksache IV / 3602 Deutscher Biindestacj 


rechts für Verkehrszwecke mit Interesse zur Kennt- 
nis genommen. Sie stimmt mit der Kommission 
darin überein, daß im Hinblick auf die Notwendig- 
keit einer Anpassung an die Verkehrsentwicklung 
das — zum Teil noch aus dem vorigen Jahrhundert 


4. Wahlperiode 


stammende und in zahlreichen Einzelrechtsquellen 
zersplitterte — Enteignungsrecht insbesondere auch 
für Verkehrszwecke dringend einer Neuregelung 
bedarf. Sie hat die dafür notwendigen Schritte ein- 
geleitet. 


Frage VII 

Kann der Bau unterirdischer Verkehrsanlagen mit Aufgaben des zivilen 
Bevölkerungsschutzes verbunden werden? 


A. Wesentliche Empfehlungen der 
Sachverständigenkommission 

Die Sachverständigenkommision ist hier zu einer 
einheitlichen Auffassung nicht gekommen. Ein Teil 
der Mitglieder vertritt die Ansicht, die Kommission I 
könne diese Frage nicht beantworten, weil das Ge- | 
setzgebungsverfahren zum Schutzbaugesetz noch i 
nicht abgeschlossen und die Kommission auch ledig- i 
lieh aufgerufen sei, darüber zu urteilen, wie der ; 
Verkehr in den Gemeinden durch geeignete Maß- ! 
nahmen erleichtert werden könnte. Dieser Teil emp- ! 
fiehlt daher anhand einiger Ausführungen zum | 
Grundsätzlichen, von einer Kombination abzusehen i 
und Verkehrs- und Zivilschutzaufgaben in baulicher , 
Hinsicht getrennt zu behandeln, und zwar, weil die 
Behauptung, die Menschen würden auch in einem | 
neuen Kriege auf jeden Fall unterirdische Verkehrs- ; 
einrichtungen zum Schutz gegen Luftangriffe auf- | 
suchen, kein Beweis dafür sei, daß es selbstver- 
ständlich und richtig wäre, allein deshalb diese zu 
Schutzräumen auszubauen; denn die Erfahrungen 
des letzten Krieges seien überholt. Außerdem hät- 
ten die unterirdischen Verkehrsanlagen heute eine 
andere Bedeutung als im letzten Krieg und müßten 
bis zum Angriff und auch danach in Betrieb bleiben. 
Man müsse daher diese Verkehrsanlagen für Schutz- i 
suchende sperren. Zudem werde die Planung, Finan- | 
zierung und der Bau von U-Verkehrsanlagen durch j 
die Berücksichtigung der Zivilschutzforderung er- ! 
Schwert und verzögert. 

! 

Demgegenüber hält der andere Teil der Mitglie- j 
der die Kombination von Verkehrsbauten mit An- ■ 
lagen des zivilen Bevölkerungsschutzes unter be- | 
stimmten Voraussetzungen für technisch möglich | 
und wirtschaftlich vertretbar und 
erläutert in den Tz VII 14 bis 25, 35 die Abhängig- 
keiten zwischen 

Nutzung für Schutzzwecke und Verkehrsnut- 
zung, 

Nutzung für Schutzzwecke und den örtlichen 
und verkehrlichen Gegebenheiten sowie 

Schutzgrad und Konstruktionsform, Bauweise 
und Bauwerksgröße, 


^ stellt in Tz VII 27, 28 drei Möglichkeiten für die 
I Kombination von Schutzräumen und Verkehrsanla- 
i gen einander gegenüber, 

zeigt in Tz VII/11, 54, 69 

die Unterschiede in der Eignung unterirdischer 
Anlagen des ruhenden und fließenden Verkehrs 
für Schutzzwecke sowie 

die Unterschiede der Bunker- und Zellenlösung 
und der dabei entstehenden Kosten auf, 

fordert in den Tz VIL IO, daß bei der Kombination 
die Verkehrsaufgaben ohne Einschränkung er- 
füllt werden müssen und 

eine Verkehrsanlage allein aus Schutzgründen 
nicht unterirdisch errichtet werden soll, wenn 
verkehrlich eine oberirdische Lösung genügt 
und 

empfiehlt schließlich in den Tz VII/9, 68 und 
VII Z 11,3 

Mehrzweckbduten auch außerhalb von Ver- 
kehrsballungspunkten zu errichten, 

weitere Möglichkeiten für die Kombination 
durch Herabsetzung der Schutzforderung im 
Einzelfall zu eröffnen und 

zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit die 
technischen Nebeneinrichtungen für den Zivil- 
schutz aus der eigentlichen Verkehrsfläche des 
Bauwerks hinauszulegen. 


B. Bemerkungen der Bundesregierung 

1. Im Gegensatz zu der von einem Teil der Mit- 
j glieder der Sachverständigenkommission vertrete- 
nen Ansicht lassen sich die Fragen über die Ver- 
bindung von Verkehr und Zivilschutzaufgaben in 
einem Mehrzweckbau sehr wohl unabhängig vom 
i Inkrafttreten eines Schutzbaugesetzes beantworten, 

! weil umfassendes Material mit zuverlässigen detail- 
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lierten Angaben über Waffenwirkungen und Kon- 
struktionserfordernisse, insbesondere aus dem Aus- 
land, zur Verfügung steht. Darüber hinaus hat der 
Gesetzgeber die Sachverständigenkommission im § 1 
Abs. 2 auch aufgefordert, die technischen Möglich- 
keiten der Errichtungen von öffentlichen Schutzräu- 
men in Verbindung mit unterirdischen Verkehrs- 
anlagen (Mehrzweckbauten) zu untersuchen und 
über deren wirtschaftliche und betriebliche Auswir- 
kungen auf den Verkehr zu urteilen. 

2. Den Ausführungen dieser Mitglieder der Sach- 
verständigenkommission, von einer Kombination 
abzusehen und Verkehrs- und Zivilschutzaufgaben 
in baulicher Hinsicht getrennt zu behandeln, kann 
nicht zugestimmt werden. Das gilt insbesondere für 
die Auffassung, die unterirdischen Verkehrsanlagen 
hätten heute eine andere Bedeutung als im letzten 
Krieg und müßten bis zum Angriff und auch danach 
in Betrieb bleiben, so daß sie für Schutzsuchende zu 
sperren sind. 

Wenn die Bundesregierung der Bevölkerung mit 
gutem Grund in der Aufklärungsschrift „Zivilschutz- 
fibel“ rät, im Uberraschungsfall sich flach auf den 
Boden zu werfen, Gesicht und Hände zu bedecken, 
und damit eine schwache Chance angedeutet wird, 
dem Äußersten zu entgehen, dann wird man der Be- 
völkerung andererseits nicht erklären können, daß 
die mehrere Meter unter der Erde liegenden Ver- 
kehrsanlagen keinerlei Schutz bieten würden. Die 
Uberlebenschance wird selbst in einer schutzmäßig t 
nichit vorbereiteten unterirdischen Verkehrsanlage ! 
in der Regel größer sein als im Freien. Es ist daher i 
mit Sicherheit zu erwarten, daß wenigstens diejeni- 
gen bei erkennbarer Luftgefahr in die unterirdi- 
schen Verkehrsanlagen flüchten, die sich gerade in 
deren Nähe befinden. Die Bundesregierung kann es 
daher nicht verantworten, die Sperrung unterirdi- 
scher Verkehrsanlagen für Schutzsuchende bei Ge- 
fahr feindlicher Angriffe vorzusehen. Sie sieht im 
übrigen auch keine Möglichkeit, eine solche Sper- 
rung wirksam durchzuführen. In diesem Zusammen- 
hang ist weiter zu berücksichtigen, daß ein Kern- 
waffenangriff auf eine große Gemeinde zum Ausfall 
der Stromversorgung führen wird, so daß dann 
schon aus diesem Grunde eine Weiterführung des 
Betriebes während des Angriffs bzw. eine sofortige 
Wiederaufnahme nach dem Angriff als kaum mög- 
lich anzusehen ist. 

2. Eine Verlängerung der Planungs- und Bauzeiten 
für unterirdische Verkehrsanlagen durch die Be- 
rücksichtigung des öffentlichen Schutzraumes, auf 
die von diesem Teil der Mitglieder der Sachverstän- 
digenkommission ebenfalls hingewiesen wird, läßt 
sich nicht vermeiden. Werden jedoch die Schutz- 
raumforderungen bereits bei der Vorplanung recht- 
zeitig berücksichtigt, dann ist der zusätzliche Zeit- 
aufwand nach den Erfahrungen bei ausgeführten 
Mehrzweckbauten (Tiefgaragen) im Rahmen der Ge- 
samtbauzeit nicht sehr bedeutend. Jedenfalls kann 
in diesen Fällen von einer ernsthaften Verzögerung 
der langfristigen Maßnahmen zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse durch die Zivilschutzforderun- 
gen nicht gesprochen werden. 


! 4. Die Planungen der Bundesregierung für die öf- 
j fentlichen Schutzräume gehen von dem Grundsatz 
aus, daß in allen Wohnhäusern für die Bewohner 
Schutzräume errichtet werden, öffentliche Schutz- 
räume also nur dem Schutz der Verkehrsteilnehmer 
dienen, einschließlich der Personen, die sich sonst 
außerhalb ihrer Wohn- und Arbeitsstätten aufhal- 
ten. öffentliche Schutzräume sind daher an Ver- 
kehrsschwerpunkten vorzusehen. An diesen Stellen 
wird aber in vielen Fällen, besonders im Hinblick 
auf die zu erwartende weitgehende Verlagerung der 
öffentlichen Verkehrsmittel in die zweite Ebene 
(Tiefenlage) für einen reinen öffentlichen Schutz- 
raumbau ein ausreichender Platz nicht mehr zu fin- 
den sein. Die Erfüllung der Zivilschutzaufgaben an 
diesen besonders gefährdeten Schwerpunkten macht 
daher die Ausnutzung unterirdischer Verkehrsan- 
lagen für die Errichtung von öffentlichen Schutzräu- 
men unumgänglich nötig. 

5. Die Bundesregierung wird daher den eingeschla- 
genen Weg, unterirdische Verkehrsanlagen gleich- 
zeitig als öffentliche Schutzräume einzurichten, wei- 
ter verfolgen. 

Sie schließt sich damit der Auffassung des ande- 
ren Teiles der Mitglieder der Sachverständigenkom- 
mission an, die die Errichtung von öffentlichen 
Schutzräumen in Verbindung mit unterirdischen 
Verkehrsanlagen bei Vorliegen bestimmter Voraus- 
setzungen technisch möglich und wirtschaftlich ver- 
tretbar halten. 

Der Bericht dieser Mitglieder der Sachverständi- 
genkommission enthält wesentliche Ausführungen 
über die Gesetzmäßigkeiten und grundsätzlichen 
Zusammenhänge der technischen und wirtschaft- 
lichen Gegebenheiten der Mehrzweckbauten. Die 
dargelegten Erkenntnisse entsprechen im wesent- 
lichen auch den Erfahrungen, die die Bundesregie- 
rung bei der Planung und Ausführung von bisher 
15 Objekten (Stand: September 1964), die sich größ- 
tenteils noch im Bauzustand befinden, gesammelt 
hat. 

Die Bundesregierung stellt nachstehend einige 
Punkte richtig bzw. legt ihre Auffassung dazu dar: 

6. Im Gegensatz zu der Feststellung unter III/5 
haben der Sachverständigenkommission die Unter- 
suchungsergebnisse der Interministeriellen Kommis- 
sion vollständig zur Verfügung gestanden. Es han- 
delt sich um die im Bericht unter III/3 und 6 aufge- 
führten Unterlagen. 

Bei unterirdisch geführten Schienenbahnen (VII/54) 
sollten grundsätzlich nur die Haltestellen in City- 
Gebieten für Schutzzwecke ausgenutzt werden, weil 
sie ausgeprägte Verkehrsschwerpunkte darstellen, 
gut zugänglich sind, und weil ihre Lage der Bevöl- 
kerung sicher bekannt ist. Von einer Ausnutzung 
der Streckentunnel soll wegen der damit verbunde- 
nen Nachteile vorläufig abgesehen werden. 

Der Vorschlag der Sachverständigen, Mehrzweck- 
bauten auch an anderen als nur Verkehrsschwer- 
punkten zu errichten, scheidet aus den unter Punkt 4 
erläuterten Gründen aus. 
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Frage VIII 

Durch welche Moßnahwen kann die Bevölkerung gegen die nachteiligen 
Auswirkungen des Verkehrs (Lcinih Luftverunreinigung) geschützt 
werden? 


A. Wesentliche Empfehlungen 
der Sachverständigenkommission 

Die Sachverständigenkommission hat sich in 
ihrem Bericht auf die Erörterung von Maßnahmen 
zum Schutz der Bevölkerung gegenüber den Ver- 
kehrsimmissionen beschränkt. Ihre Untersuchungen 
beziehen sich hauptsächlich auf den Straßenverkehr 
und nur zum Teil auch auf Eisenbahn und Binnen- 
schiffahrt. Eine Reihe von Empfehlungen betreffen 
insbesondere konstruktive Verbesserungen der 
Fahrzeuge, die Fahrweise der Kraftfahrer, die Ge- 
währleistung eines flüssigen Verkehrsablaufs sowie 
städtebauliche Maßnahmen und eine auf Lärmmin- 
derung bedachte Konstruktion der Verkehrswege. 

Durch konstruktive Verbesserung an den Fahr- 
zeugen ist eine Senkung der Gaswechsel- und ande- 
rer Motorgeräusche anzustreben, um eine weitere 
Senkung der Grenzlautstärkewerte in den Richt- 
linien zu ermöglichen (VIlI/41). Anstelle der Motor- 
bremse kann die völlig geräuschlose elektrische 
Wirbelstrombremse verwendet werden (VIIl/43). 

Um die Luftverunreinigung zu verringern, ist in 
erster Linie eine bessere Verbrennung der Kraft- 
stoffe in den Motoren anzustreben (VIII '48). Der 
Absorption der öldämpfe des Kurbelgehäuses ist 
besondere Beachtung zu schenken (VIII '49). § 47 
StVZO sollte hinsichtlich der Einführung verbind- 
licher Vorschriften über die Führung der Auspuff- 
rohre überprüft werden. Schädliche Abgase sind 
durch Abgasreiniger zu beseitigen (VIII '50), die 
mindestens für neue in den Verkehr kommende 
Kraftfahrzeuge vorgeschrieben werden sollten 
iVIII/81). 

Schnellverkehrsstraßen, Hauptverkehrsstraßen und 
Verkehrsstraßen sollten nach Möglichkeit in Wohn- 
bereichen anbaufrei oder in genügendem Abstand 
von der Wohnbebauung geführt werden (VIlI/61). 
Bei der Konstruktion der Verkehrswege ist darauf 
zu achten, daß Lärm und Luftverunreinigungen durch 
den Kraftfahrzeugverkehr auf ein Mindestmaß her- 
abgesetzt werden (VIIL'68). 

Bei der Gestaltung der Bauleitpläne sind die 
guten Erfahrungen zu verwerten, die mit der Ab- 
schirmung des Lärms durch Schutzwälle, Verkehrs- 
wege im Einschnitt, Grünanlagen und Schutzan- 
pflanzungen gemacht worden sind (VIII/ 64). Bei 
Mehrfamilienhäusern empfehlt es sich, die Anlagen i 
für den ruhenden Verkehr zusammenzufassen 
(VIII/65). 

Zur Bekämpfung des Verkehrslärms der Stra- 
ßenbahnen sind geeignete Fahrwerke und ge- 


räuscharme Oberbaukonstruktionen zu verwenden 
(VIII 71). Es sollten auch für sie Normen und Re- 
geln aufgestellt werden, wie für den Kraftfahrzeug- 
bau (VIII '46). B(m längeren Tunnels ist eine gute 
Schallabsorption vorzunehmen, und zwar im Inter- 
esse der Verkehrsteilnehmer und hinsichtlich der 
Entlüftungsanlagen im Interesse der Anwohner 
(VIII 72, 73). 

Verkehrsverbände, Verkehrswachten, Presse, 
Rundfunk und Fernsehen müssen den Kampf gegen 
unzulässige Verkehrsimmissionen unterstützen. Die 
Polizei muß nachdrücklicher als bisher gegen solche 
Verkehrssünder vorgc'hen (VIII 74). 

In der neuen Straßenverkehrsordnung und in der 
StraßenverkehrszLilassungsordnung sollten strenge 
Maßstäbe hinsichtlich des Immissionsschutzes ange- 
legt werden. Darin sind die Grenzen für Lautstärke 
und Luftverunreinigung auch für ungünstige Fahr- 
umstände festzulegen. Die internationalen Vorschrif- 
ten und auch die der Schweiz können als Anhalts- 
punkt für eine brauchbare Revision der deutschen 
Bestimmungen dienen (VIII 75, 78). 

Künftig sollten bei jeder Kraftfahrzeugunter- 
suchung nach § 29 StVZO auch die Abgase geprüft 
und die Beseitigung Vorgefundener Mängel sicher- 
gestellt werden (VIII 80). 

Durch polizeiliche Überprüfungen und durch eine 
polizeiliche Überwachung sollten Geräuschmessun- 
gen vorgenommen werden (VIII/58). 

Neben einer verstärkten Typprüfung sollte der 
Ausbau der Prüfinstanzen veranlaßt werden, die 
sich auch mit medizinischen, akustischen, technischen 
und hygienischen Grundlagen zu befassen hätten 
und Gerichte und Behörden bei Lärm- und Abgas- 
imniissionen beraten sowie Aufklärung und Erzie- 
hung unterstützen könnten (VIII/85). 

Bei der Ausarbeitung von Gesetzen, Verordnun- 
gen und Richtlinien sollten alle an der Bekämpfung 
des Verkehrslärms und der Luftverunreinigung in- 
teresssierte Organisationen, wie Automobil-Ver- 
bände, Verkehrswachten und Fremdenverkehrsver- 
bände, beteiligt werden (VnU86). 


B. Bemerkungen der Bundesregierung 

Die im Bericht gestellte Forderung nach Maßnah- 
i men gegen eine vermeidbare Belästigung und Ge- 
fährdung durch Lärmeinwirkung und Luftverunrei- 
nigung im Straßen- und Schienenverkehr ist berech- 
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tigt und wird voll anorkannt. Der Gesetzgeber ist ! 
schon bisher bemüht gewesen, durch geeignete Vor- 
schriften dem Schutzbedürfnis der Bevölkerung zu 
entsprechen. Die nachstehenden Bemerkungen be- 
handeln aus Gründen der Zweckmäßigkeit unter 1, 
die Empfehlungen für Lärmbekämpfung, unter 2. die 
zur Luftverunreinigung und unter 3. allgemeine Im- 
inissionsschutzproblcme. 

1. Durch konstruktive Verbesserungen an Kraft- 
fahrzeugen konnten in den letzten zehn Jahren die 
Grenzlautstärke in den Richtlinien zu § 49 StVZO 
viermal herabgesetzt werden. Dazu ist allgemein zu 
bemerken, daß für die nächste Zukunft international 
einheitliche Richtlinien für die Geräuschmessung 
und die höchstzulässigen Lautstärken zu erwarten 
sind. Die EWG-Kommission hat ihre Arbeiten hier- 
zu unter Beteiligung der Bundesrepublik bereits auf- 
genommen. Das einheitliche Meßverfahren liegt fest. 
Eine Neufestsetzung der Grenzlautstärkenwerte für 
Straßenbahnfahrzeuge wird somit unter Berücksich- 
tigung eines einheitlichen Vorgehens im Gemein- 
samen Markt notwendig (VIII/28, 41, 76). 

Die angeregte Erfassung und Messung der lästi- 
gen Teilgeräusche beim Betätigen der Motorbremse 
(VI1IA3) soll in dem neuen Entwurf der nationalen 
Richtlinien berücksichtigt werden. 

Der Ansicht der Sachverständigenkommission, daß 
die derzeitige Bemessungsgrundlagc der Kraftfahr- 
zeugsteuer eine negative Wirkung auf die Lärment- 
wicklung habe (VIII 51), wird zugestimmt. Da beab- 
sichtigt ist, die Besteuerung der Kraftfahrzeuge im 
EWG-Raum ab 1966 einheitlich vorzunehnien, wird 
auch diese Frage von der Bundesregierung im Rah- 
men der EWG weiter verfolgt werden. 

Die Verhinderung vermeidbaren Lärms durch eine 
ordnungsgemäße Instandhaltung der Fahrzeuge und 
rücksichtsvolle Fahrweise ist in erster Linie Auf- 
gabe der polizeilichen und der technischen Über- 
wachung. Die zuständigen Behörden müssen die 
Vorschriften, die der Lärmbekämpfung im Straßen- 
verkehr dienen, stärker beachten und anwenden. 
Das gilt auch für die technische Überwachung der 
Kraftfahrzeuge nach § 29 StVZO. Bei den Überwa- 
chungsorganen muß sich die Auffassung durchset- 
zen, daß Kraftfahrzeuge nur dann als fahrbereit und 
verkehrssicher gelten können, wenn sie hinsichtlich 
ihrer Beschaffenheit auch den Anforderungen genü- 
gen, die das Straßenverkehrsrecht im Interesse des 
Lärmschutzes stellt (VIII/58, 74 bis 85). Die Kritik 
an der Formulierung der Bestimmungen der §§47 
und 49 STVZO (VIII 75) ist unberechtigt. Der Ge- 
setzgeber hat hier bewußt den Begriff „Stand der 
Technik" gewählt, um technische Fortschritte ohne 
Änderungsverordnungen kurzfristig gültig werden 
zu lassen. 

Die Bemühungen des Gesetzgebers, durch die 
Fahrweise beim Betrieb der Fahrzeuge Lärm und 
Luftverunreinigungen zu mindern, werden u. a. da- 
durch deutlich, daß in den Richtlinien für die Prü- 
fung von Bewerbern um eine Fahrerlaubnis (Füh- 
rerschein) vom 20. Juni 1963 (Verkehrsblatt 1963, 

S. 289) Bestimmungen und Fragen zur Vermeidung 
von Lärm und Rauchentwicklung aufgenommen wor- 
den sind (VIII '55 bis 57, 59). 
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Bezüglich der Verwendung gummigefederter Rad- 
sätze bei Straßenbahnen und Stadtschnellbahnen 
(VIII/46) ist darauf hinzuweisen, daß der Entwurf 
einer Neufassung der Bau- und Betriebsordnung für 
Straßenbahnen (BO Strab) vorbereitet wird, der 
Vorschriften für die Dämpfung des Geräusches bei 
Schienenbahnen bringt. 

Die Bedeutung der Lärmbekämpfung im Städte- 
bau hätte nach Ansicht der Bundesregierung etwas 
stärker herausgestellt werden sollen. Durch die 
städtebauliche Planung kann über die Ordnung der 
Flächennutzung und der Bebauung von vornherein 
im Sinne einer Lärmminderung Einfluß genommen 
werden (VIII/60 bis 66). üm weitere Erkenntnisse 
über die Schutzwirkung von Mauern, Dämmen und 
ähnlichen Einrichtungen zu erhalten, sind von der 
Bundesregierung inzwischen Forschungsaufträge er- 
teilt worden. 

Zur Verbesserung der rechtlichen Möglichkeiten, 
den von Wasserfahrzeugen ausgehenden Lärm ein- 
zudämmen, wird durch Änderungsgesetz in das Ge- 
setz über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet 
der Binnenschiffahrt vom 15. Februar 1956 (BGBl. II 
S. 317) eine Ermächtigung zum Erlaß von Lärm- 
schutzvorschriften aufgenommen. Die Bundesregie- 
rung beabsichtigt, diese Ermächtigung durch die 
Festsetzung von Grenzwerten für die Fahrgeräusche 
der Schiffe und durch Vorschriften zur Bekämpfung 
des Motorbootlärms auszuschöpfen. 

Der Forderung der Sachverständigenkommission, 
bei der Bewertung der Geräusche die Frequenzan- 
teile zu berücksichtigen und ein einheitliches Ver- 
fahren zu entwickeln, wird entsprochen. Von der In- 
ternational Standard Organization (ISO) ist vorge- 
schlagen, bis zur endgültigen Festlegung der Meß- 
verfahren die Bewertung „A" mit der Meßgröße 
dB(A) international anzuwenden. Diese Bewertung 
hat sich in der Bundesrepublik bereits weitgehend 
durchgesetzt. 

2. Bezüglich des Kohlenwasserstoffanteils im Ab- 
gas (VIII/36) sei zunächst klargestellt, daß sich die 
angegebenen Prozentsätze nicht auf das Abgasvolu- 
men, sondern auf den Ausstoß unverbrannter Koh- 
lenwasserstoffe bei den verschiedenen Betriebszu- 
ständen beziehen; d. h. unter den Bedingungen dich- 
ten Großstadtverkehrs entfallen von der insgesamt 
von einem Kraftfahrzeug im Abgas ausgestoßenen 
Kohlenwasserstoffmenge u. a. 17 ^/o auf den Leer- 
lauf, 7 Vü auf die Beschleunigung und 63 To auf die 
Verzögerung. 

Zu der angeschnittenen Frage der Absorption von 
öldämpfen des Kurbelgehäuses (Vni'49) ist darauf 
hinzuweisen, daß die deutsche Automobilindustrie 
auf Initiative des Bundesverkehrsministeriums ab 
1. Januar 1964 alle neuen Fahrzeugmodelle serien- 
mäßig mit Einrichtungen zur Entlüftung des Kurbel- 
gehäuses ausrüstet. Eine entsprechende Richtlinie 
als einheitliche Beurteilungsgrundlage für den amt- 
lich anerkannten Sachverständigen bei der Typprü- 
fung des Fahrzeuges und bei der laufenden Kon- 
trolle nach § 29 StVZO wird vorbereitet. 


27 



Drucksache IV / 3602 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Zur Prüfung, ob § 47 StVZO dahingehend geän- 
dert werden sollte, daß die Abgase nur noch nach | 
oben abgeführt werden dürfen (VIII/50), haben wis- | 
senschaftliche Untersuchungen ergeben, daß die ! 
Führung der Auspuffrohre nach oben zwar in vielen j 
Fällen eine bessere Verteilung der Abgase bewirkt, I 
daß aber eine Reihe von Nachteilen mit dieser Lö- f 
sung verbunden ist; z. B. Gefährdung der Verkehrs- 
teilnehmer durch plötzlichen Ausstoß der Konden- ; 
säte aus dem aufsteigenden Auspuffrohr, stärkere j 
Geräuschbelästigung in engen Stadtstraßen, Beein- i 
trächtigung der Verkehrsteilnehmer durch den Nie- 
derschlag von Rußteilchen aus unverbrannten Treib- 
stoffbestandtteilen u. a. Eine Änderung des § 47 
StVZO ist aus den genannten Gründen daher nicht 
zweckmäßig. 

Dem Problem der Abgasreinigung muß ohne Zwei- 
fel besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden, ; 
eine Lösung ist vordringlich. Die Bemühungen der 
amerikanischen Kraftfahrzeugindustrie und der Her- 
steller von Einrichtungen zur Abgasreinigung haben 
sich auf die dort üblichen Motore mit einem Hub- 
raum über 2300 ccm konzentriert, und es ist zu er- 
warten, daß ihre Erfolge sich auch auf die Entwick- 
lung von Abgasreinigern für Motore der üblichen 
europäischen Bauart beschleunigend auswirken. Die 
Bundesregierung wird diese Entwicklung mit Nach- 
druck fördern. Es ist beabsichtigt, eine Prüfstelle zu 
errichten, die sich für die Entwicklung von Abgas- 
reinigern einsetzen und sie auf ihre Wirksamkeit 
und praktische Verwendbarkeit prüfen soll. Ferner 
ist beabsichtigt, Grenzwerte für luftverunreinigende 
Stoffe in Kraftfahrzeugabgasen entsprechend dem 
derzeitigen Stand der Technik festzusetzen. In dem 
Maße, in dem die technische Entwicklung fortschrei- 
tet, sollen die Grenzwerte stufenweise herabgesetzt 
werden (VIIT/75, 78). 


3. Die Bundesregierung ist in Übereinstimmung 
mit der Sachverständigenkommission der Auffas- 
sung, daß angesichts der Zunahme der Luftverun- 
reinigung und der Lärmbelästigung über die bisher 
getroffenen Maßnahmen hinaus Abhilfemaßnahmen 
dringend erforderlich sind. Sie prüft zur Zeit, wel- 
che Möglichkeiten die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes bietet, um den Immissionsschutz in der Bun- 
desrepublik weiter zu intensivieren und zu verein- 
heitlichen. Einen wichtigen Schritt in diese Richtung 
stellt das Gesetz über Vorsorgemaßnahmen zur Luft- 
reinhaltung vom 17. Mai 1965 (BGBl. I S. 413) dar, 
das inzwischen in Kraft getreten ist. Es bietet u. a. 
die gesetzliche Grundlage zur Feststellung der Im- 
missionsbelastung in besonders gefährdeten Gebie- 
ten — vor allem auch im Hinblick auf den Straßen- 
verkehr — sowie zur Einleitung der notwendigen 
Abhilfemaßnahmen. 

Noch mehr als im geltenden Recht wird auch die 
neue StVO Hilfen zur Lärmbekämpfung geben. Es 
ist vorgesehen, den Fahrzeugführern in einer be- 
sonderen Verhaltensvorschrift aufzuerlegen, jeden 
vermeidbaren Lärm bei Führen von Kraftfahrzeu- 
gen zu unterlassen. 

Bei allen Maßnahmen beteiligt die Bundesregie- 
rung seit längerem, wie es auch die Sachverständi- 
genkommission vorschlägt, alle an der Bekämpfung 
dos Verkehrslärms und der Luftverunreinigung in- 
teressierten deutschen Stellen (VIII/86). 

Die Revision deutscher Bestimmungen zu diesen 
Fragen wird allerdings in zunehmendem Maße in 
Anlehnung an die internationalen Vorschriften vor- 
genommen werden müssen. Im Rahmen des weite- 
ren engen Zusammenschlusses der EWG-Staaten 
werden bereits für die Mitgliedländer einheitliche 
Richtlinien aufgestellt, die zu gegebener Zeit ver- 
bindlich anzuwenden sind. 


Frage IX 

In welcher Größenordnung werden sich die Kosten für die aufgeführten 
Maßnahmen voraussichtlich bewegen? 


A. Wesentliche Empfehlungen 
der Sachverständigenkommission 

Im Rahmen dieser Untersuchung über die Verbes- 
serung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 
konnten nicht alle Verbesserungsmaßnahmen für 
den Verkehr berücksichtigt werden. In die Kosten- 
ermittlung wurden nur Maßnahmen einbezogen, de- 
ren Träger Gemeinden, Gemoindeverbände oder 
kommunale Verkohrsunternehmen sind; ferner Auf- 
wendungen der Deutschen Bundesbahn für den Nah- 
verkehr, Planungen der nicht kommunalen Ver- 


kehrsträger, soweit sie sich auf den Personennah- 
verkehr beziehen sowie sämtliche Maßnahmen an 
den Bundesfernstraßen und Landesstraßen (IX/7, 8). 
Es wurden die Investitionskosten für die Verkehrs- 
wege und ihre Ausstattung (ohne die durch Beiträge 
Dritter gedeckten Investitionen) erfaßt, nicht aber 
für die Unterhaltung und Verwaltung (IX/9). Der 
Aufwand für das rollende Material der Verkehrs- 
unternehmen wurde zwar ermittelt, aber nicht ein- 
gerechnet (IX/9Ziff. 3). Als Kostenstand wurde 1963 
angesetzt (IX/14). 
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In zeitlicher Hinsicht ist der Finanzbedarf für 
einen „Gesamtausbau" (25 bis 30 Jahre) sowie einen 
„Ausbau bis 1975" (10 Jahre) angegeben worden 
(IX/10, 11). Die Sachverständigenkommission kam 
zu folgenden Ergebnissen: 

Gesamtaiisbau (25 bis 30 Jahre) (IX/85) 

Mrd, Mrd. 
DM DM 

Fernverkehrsstraßen in der Baulast 

von Bund und Ländern 106,0 

Straßen im kommunalen Aufgaben- 
bereich 90,0 

Ruhender Verkehr 13,3 

öffentlicher Nahverkehr (nurVÖV) .. 29,3 

Kommunaler Aufgabenbereich 132,6 

Baumaßnahmen der Deutschen Bundesbahn 8,2 
Gesamtsumme (25 bis 30 Jahre) . . . 246,8 


Ausbau bis 1975 (10 Jahre) (lX/86) 

Fernstraßenausbau 42,40 

Straßen im kommunalen Aufgaben- 
bereich 32,45 

Ruhender Verkehr 6,45 

öffentlicher Nahverkehr (nur VÖV) .. 14.82 

Kommunaler Aufgabenbereich 53,72 

Maßnahmen der Deutschen Bundesbahn .... 3,20 

Gesamtsumme (10 Jahre) . . . 99,32 

Davon 

Straßenbau 74,85 

Ruhender Verkehr 6,45 


öffentlicher Verkehr (Baumaßnahmen) . . 18,02 I 

j 

Die Sachverständigenkommission hält die Fest- 1 
legung einer Rangordnung (IX/119) für den Ver- ! 
kehrsausbau für erforderlich, damit mit den vorhan- ! 
denen Finanzmitteln bei den verschiedenen Baulast- 
trägern der Verkehrsausbau dort vorgenommen 
werden kann, wo am dringendsten Abhilfe geschaf- 
fen werden muß. Hierfür werden folgende Gesichts- 
punkte empfohlen: 

a) Dem öffentlichen Personennahverkehr gebührt ; 
die Priorität beim Ausbau der Verkehrswege; , 

b) Der Verkehrsausbau muß dort Vorrang erhalten, ; 
wo die größten Verkehrsmengen auftreten. Dies 
ist vor allem in den Ballungsräumen und in den | 
Verkehrsregionen der größeren Städte der Fall; j 

c) Mit dem Straßenbau ist die Errichtung von An- 
lagen für den ruhenden Verkehr, vor allem in 
den Kernen der Verkehrsregionen sowie an 


Schnitt- und Brennpunkten des Verkehrs, eng 
verbunden. Hierdurch kann auch Straßenraum 
seiner Aufgabe zurückgewonnen werden (IX/119). 

Des weiteren wird empfohlen, Vergleiche zwi- 
schen dem jährlichen Aufkommen an Sonderabga- 
ben des Verkehrs (Kraftfahrzeugsteuer, Mineralöl- 
abgaben) und den für die Verwirklichung des vor- 
geschlagenen Verkehrsausbaues benötigten Mitteln 
anzustellen (IX/120). 

Zur unverzüglichen Steigerung des Verkehrsaus- 
baues in den Gemeinden sind vor allem die finan- 
ziellen Voraussetzungen zu schaffen. Dazu wird eine 
Neuregelung der Finanzierung für erforderlich ge- 
halten (IX/127). Bis dahin sollten alle anderen Mög- 
lichkeiten ausgoschöpft werden, wofür sich folgende 
Wege anbieten: 

1. Die Gemeinden sollten ihre Anstrengungen für 
den Verkehrsausbau im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten noch steigern und dabei den Ausbau der 
öffentlichen Personennahverkehrsmittel ihrer Be- 
deutung entsprechend berücksichtigen. 

2. Bund und Länder sollten 

a) ihre Zuschüsse zu den Verkehrsbauaufgaben 
der Gemeinden wesentlich erhöhen; 

b) bei ihren Bauprogrammen die Fernverkehrs- 
straßen in den Ballungsgebieten und in den 
Verkehrsregionen der größeren Städte sowie 
die Umgehungsstraßen und örtsdurchfahrten 
in den Gemeinden noch mehr als bisher be- 
rücksichtigen; 

c) die Deutsche Bundesbahn bzw. die anderen 
Eisenbahnen finanziell in die Lage versetzen, 
ihre Anlagen für den öffentlichen Personen- 
nahverkehr zu verbessern und auszubauen 
(IX/127). 

Die Lösung der Verkehrsprobleme kann nur als 
eine gemeinsame Aufgabe von Bund, Ländern und 
Gemeinden betrachtet werden (IX/128). Es sollte ein 
Gesetz zur umfassenden Förderung und Finanzie- 
rung des gesamten Verkehrsausbaucs in Bund, Län- 
dern, Verkehrsregionen und Gemeinden im Sinne 
der Empfehlungen des Berichtes erlassen werden 
(IX/ 129). 


B. Bemerkungen der Bundesregierung 

1. Die Kostenermittlung ist als sehr wertvoll anzu- 
sehen. Die hierbei getroffene Abgrenzung der Ko- 
stenmasse, bei der die mit allgemeinen Raumord- 
nungs- und Städtebaumaßnahmen und mit der Kom- 
bination von Verkehrsbauwerken mit Anlagen des 
Zivilschutzes zusammenhängenden Maßnahmen aus- 
geklammert sind, wird zwar grundsätzlich für rich- 
tig angesehen. Jedoch ist zur Gesamtbetrachtung 
des Problems darauf hinzuweisen, daß die Gemein- 
den zwangsläufig auch zu einer Lösung dieser aus- 
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geklammerten Fragen veranlaßt werden. Die finan- ; 
zicdlen Auswirkungen in dieser Richtung sind aller- | 
dings kaum abzuschätzen. ' 

In zeitlicher Hinsicht wurde der Ermittlung der | 
Aufwand für den „Gesamtausbau'' der nächsten 25 ' 
bis 30 Jahre zugrunde gelegt. Wenn auch die tech- ■ 
nische und wirtschaftliche Entwicklung für einen 
solchen Zeitraum kaum sicher im voraus erfaßt 
werden kann und manchen unwägbaren Einflüssen I 
unterliegt, so daß einigermaßen zuverlässige Grö- 
ßen nicht sicher anzugeben sind, so liegt doch in der 
Darstellung des mutmaßlichen kostenmäßigen Rah- 
mens ein nicht zu unterschätzende Wert für die 
weiteren liberlegungen bei Bund, Ländern und Ge- > 
meinden. | 

2. Die Bundesregierung konnte die Höhe der von 
der Sachverständigenkommission geschätzten Ko- 
sten in ihrer Gesamtheit nicht nachprüfen und kann 
daher auch nicht abschließend hierzu Stellung neh- 
men. Die in ihrem Beschluß vom 16. Juni 1965 (letz- 
ter Absatz) beauftragten Bundesminister werden bei 
der Ausarbeitung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Finanzierung der Maßnahmen zur Verbesserung der j 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden auch den Fi- 
nanzbedarf zu ermitteln und für den zusätzlichen 
Bedarf Deckungsvorschläge zu machen haben. 

3. Die Sachverständigenkommission kommt für den 
Gesamtausbau (25 bis 30 Jahre) zu Kosten in Höhe 
von 246,8 Mrd. DM. In dieser Summe sind die Ko- 
sten der Unterhaltung, des Schuldendienstes und 
der Erneuerung der Verkehrsanlagen nicht enthal- 
ten. Zur Feststellung des Bedarfs müssen diese recht 
beträchtlichen Kosten jedoch berücksichtigt werden. 
Der Bericht gibt sie z. B. für die Bundesfernstraßen 
mit etwa 30 v. H. der im Straßenbauplan des Bun- 
des ausgewiesenen Mittel an. 

Nach den auch in der Öffentlichkeit bekannten 
Planungen belaufen sich die Schätzungen des Inve- 
stitionsbedarfs für den Ausbau des Bundesfernstra- 
ßennetzes in den nächsten 25 bis 30 Jahren auf rd. 
100 Mrd. DM (ohne Unterhaltung, Verwaltung, 
Schuldendienst). Die Sachverständigenkommission 
hat diesen Bedarf jedoch nur mit rd. 70 Mrd. DM 
angegeben, bleibt also hinter den Schätzungen um 
rd. 30 Mrd. DM zurück. Die Bundesregierung be- 
merkt dazu, daß die Planungen für die Bundesfern- 
straßen auf den dringendsten Bedarf abgestellt sind. 
Sie sind einerseits mit dem Verkehrsausbau in den 
Ballungsräumen auf das engste verflochten und tra- 
gen andererseits zum Aufbau der Wirtschaft in den 
Bundesausbaugebieten und im Zonenrandgebiet bei. 
Ohne im übrigen die Schätzungen der Sachverstän- 
digenkommission kritisieren zu wollen, weist die 
Bundesregierung darauf hin, daß auch die Planun- 
gen für die klassifizierten Straßennetze der Länder 
und Gemeindeverbände wahrscheinlich einen höhe- 
ren Investitionsbedarf erwarten lassen, als von der 
Sachverständigenkommission angenommen wurde. 

Zu dem ermittelten Finaznbedarf für die Investi- 
tionen kommen noch die nicht ermittelten Kosten 
für Um- und Ausbaumaßnahmen anderer Verkehrs- 


träger (z. B. Eisenbahnanlagen, Anlagen der Was- 
serstraßen, Häfen usw.) hinzu, die durch die von der 
Sachverständigenkommission vorgeschlagenen Aus- 
baumaßnahmen im Straßennetz mittelbar veranlaßt 
werden. Außerdem sind die in den Zusammenstel- 
lungen nicht enthaltenen Kosten für die Erhöhung 
des Beförderungsstandards zu berücksichtigen. 

4. Der Gedanke, dem Ausbau der Verkehrsanla- 
gen eine feste Rangordnung zugrunde zu legen, ist 
an sich richtig und zu begrüßen. Es ist allein von 
der Sache her notwendig, räumliche und zeitliche 
Schwerpunkte zu bilden, ohne die eine derart um- 
fangreiche und komplexe Aufgabe nicht gelöst wer- 
den kann. Das trifft sowohl für die Verdichtungs- 
gebiete als auch für die Entwicklungsgemeinden, 
Entlastungsorte und den ländlichen Raum zu. Außer- 
dem zwingen auch volkswirtschaftliche Gründe da- 
zu, die Durchführung der Verkehrsbaumaßnahmen 
in ein gesundes Verhältnis zur Baukapazität zu set- 
zen. Die Richtigkeit der Meinung, daß durch die 
Förderung des öffentlichen Nahverkehrs in der Re- 
gel mit geringeren Kosten ein größerer Nutzen als 
durch Straßenbauten erreicht werden kann (IX/119), 
ist aber in dem Bericht nicht belegt worden. Sie 
dürfte mehr für den Ausbau der Verkehrseinrich- 
tungen in den innerstädtischen Bereichen zutreffend 
sein. Siehe auch die Bemerkungen zu Frage III/370, 
371 auf Seite 19. 

Den Vorstellungen der Sachverständigenkommis- 
sion über die finanziellen Maßnahmen (Zuschuß- 
erhöhung usw.) stellen sich Schwierigkeiten ent- 
gegen. Die dem Bundesfernstraßenbau zur Verfü- 
gung stehenden zweckgebundenen Anteile aus der 
Mineralölsteuer (ab 1966 ~ 50 ^, 0 ) reichen nicht aus, 
um das laufende Mindestprogramm ungestört wei- 
terzuführen. Insofern kann der angeregten Erhö- 
hung der Zuschüsse zu Verkehrsbaumaßnahmen der 
Gemeinden nur zugestimmt werden, wenn dafür zu- 
sätzliche Mittel bereitgestellt werden. 

Die stärkere Berücksichtigung der Verdichtungs- 
räume und großstädtischen Vorfelder beim Ausbau- 
programm der Bundesfernstraßen ist ein Anliegen 
auch der Bundesregierung. Sie wird bei ihren Ar- 
beiten zur Aufstellung des 3. Vierjahresplanes die- 
sem Gesichtspunkt so weitgehend Rechnung tragen, 
wie dies unter Wahrnehmung der eigenen Aufgaben 
vertreten werden kann. Die verkehrlichen Belange 
besonders schwach strukturierter Gebiete sollen da- 
bei nicht vernachlässigt werden. 

5. Die Sachverständigenkommission hat sich ge- 
mäß der Gesetzesbestimmung nicht zu der Frage ge- 
äußert, wie die von der Sachverständigenkommis- 
sion für erforderlich gehaltenen Maßnahmen zu 
finanzieren sind. Sie hält allerdings zur Bewälti- 
gung dieses Problems ein Gesetz zur umfassenden 
Förderung und Finanzierung des gesamten Ver- 
kehrsausbaues in Bund, Ländern, Verkehrsregionen 
und Gemeinden für erforderlich, wenn ihre Empfeh- 
lungen verwirklicht werden sollen (IX/129). 

Hinsichtlich des Finanzierungszeitraumes glaubt 
die Bundesregierung nicht, den von der Sachver- 


30 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3602 


ständigenkommission eingeplanten großen Zeit- 
raum bis 1990 (25 bis 30 Jahre) zugrunde legen zu 
sollen. Sie ist vielmehr der Ansicht, daß sich die 
Dberlegungen zur Finanzierung zunächst auf den 
Zeitabschnitt von 1966 bis 1975 (10-Jahresbedarf) 
beschränken sollten. Erst wenn die in Auswirkung 
des Berichts eingeleitete Entwicklung vorange- 
schritten ist, werden neue Überlegungen angestellt 
werden können, wie der Verkehrsausbau im Zeit- 
raum nach 1975 finanziert werden kann. Gegenwär- 
tig wäre eine Schätzung des darüber hinaus ver- 
fügbaren Aufkommens an Mineralölsteuer, Kraft- 
fahrzeugsteuer und der von den Gemeinden einge- 
setzten Mittel aus dem allgemeinen Steueraufkom- 
men und aus Erschließungsbeiträgen einerseits und 
der hieran orientierten Ausgaben andererseits zu 
ungewiß. 
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